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Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen

Rechtsverordnung
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
zur Durchfuihrung und Ergdnzung des
Kirchengesetzes Uber den Datenschutz der
Evangelischen Kirche in Deutschland
(- Datenschutzverordnung — NEK VO DSG-EKD)

Vom 9. Dezember 1997

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 27 Abs. 2 des Kir-
chengesetzes Uber den Datenschutz der Evangelischen Kirche
in Deutschland (DSG-EKD) vom 12. November 1993 (NEK-
GVOBI. 1994, S.35) in Verbindung mit Art. 3 des Kirchenge-
setzes Uber die Zustimmung zum Kirchengesetz der Evange-
lischen Kirche in Deutschland Uber den Datenschutz vom
27. Mai 1978 (GVOBI. 1978, S. 253) und i.V.m. Art. 81 Abs. 3
der Verfassung in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Februar 1994 (GVOBI. 1994, S.81), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Kirchengesetzes vom 11. Februar 1997 (GVOBI.
1997, S.49) die folgende Rechtsverordnung erlassen:

Inhaltsiibersicht

1. Allgemeines

1 Geltungsbereich

2 Fihrung der Ubersicht nach § 1 Abs. 2 DSG-EKD

3 Seelsorgedaten

4 Geheimhaltungsvorschriften

5 Verpflichtung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
auf das Datengeheimnis

§ 6 Private Anlagen

§ 7 Bearbeitung im Auftrag

§ 8 Datenubermittlung

§ 9 Auskinfte

Akteneinsicht

Durchfiihrung des Datenschutzes und Aufsicht

Ldschung

Der oder die Beauftragte fur den Datenschutz

Beanstandungsrecht des oder der Datenschutz-

beauftragten

Betriebsbeauftragte flr den Datenschutz

w W W W W

§15

2. Gemeindegliederverzeichnis, Kirchenbuch
§ 16 Gemeindegliederverzeichnis, Gemeindegliederdaten

3. Verkundigungsdienste

§ 17 Theologiestudenten und Theologiestudentinnen,
Angehorige
§ 18 Ehrenamtlich Tétige

4. Bildungswesen sowie Ausbildung und Fortbildung

§ 19 Schiler und Schilerinnen sowie deren
Sorgeberechtigte

Lehrer und Lehrerinnen

Bildungs-, Ausbildungs- und Religions-
padagogische Einrichtungen
Teilnehmerlisten bei Fortbildung und Daten
in Funktionskarteien

Fachhochschule

Ausbildung des kirchlichen Verwaltungs-
nachwuchses

§20
§21

§22

§23
§24

5. Kirchliche Abgaben, Finanzwesen
§ 25 Steuerdaten

§26
§27
§28
§29

Steuergeheimnis

Kirchenbeitrage

Nutzung von Grundstiicken und Geb&uden

Wohnungsbewerber und Wohnungsbewerberinnen,

Mietbeihilfen

8§30 Kirchliche Friedhofe

6. Daten von Beschaftigten und Verzeichnisse tber
Personen und Dienste

8 31 Dienstwohnungsinhaber und Dienstwohnungs-
inhaberinnen

Darlehen, Gehaltsvorschiisse, Unterstiitzungen
Personenangaben im Dienstbetrieb

Mitglieder von Gremien und Ausschissen
Dienstliche Verdoffentlichungen,
Anschriftenverzeichnisse

Versorgungskassen

Archivwesen

§32
§33
§34
§35

§36
§37

7. Diakonische Arbeitsbereiche

§ 38 Sozialgeheimnis

839 Tageseinrichtungen fiir Kinder und der Jugendhilfe
§ 40 Diakoniestationen

§ 41 Beratungsstellen

8. SchluBvorschriften

§42 Anlagen

Anlage 1: Verpflichtungserklarung

Anlage 2: Vertrag Uber die Benutzung einer
privaten EDV-Anlage zu dienstlichen
Zwecken

Anlage 3: Vereinbarung Uber eine
Datenverarbeitung im Auftrag

Anlage 4: Bestellung eines/einer Betriebs-
beauftragten fur den Datenschutz

8§ 43 Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

Ergdnzungen zu Regelungen
des Datenschutzgesetzes der EKD

1. Allgemeines

§1
Geltungsbereich
(§ 1 Abs.2 DSG-EKD)

(1) Diese Rechtsverordnung gilt fur die Nordelbische Ev.-
Luth. Kirche, ihre Kirchengemeinden, Kirchengemeindever-
bande, Kirchenkreise und Kirchenkreisverbédnde und deren
rechtlich selbsténdige Dienste, Werke und Einrichtungen
(kirchliche Stellen) sowie deren Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen.

(2) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieser
Rechtsverordnung sind Pastoren und Pastorinnen, haupt-,
neben — und ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,
Auszubildende und den kirchlichen Stellen zur Ausbildung?)
zugewiesene Personen sowie Praktikanten und Praktikantin-
nen (Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen).

1) z.B. Rechtsreferendare u.a.
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§2
Fuhrung der Ubersicht nach § 1 Abs. 2 DSG-EKD

(1) Die Ubersicht nach § 1 Abs. 2 DSG-EKD (iber die kirch-
lichen Dienste, Werke und Einrichtungen mit eigener
Rechtspersonlichkeit, flr die dieses Kirchengesetz gilt, fihrt
das Nordelbische Kirchenamt. Die kirchlichen Stellen sind
verpflichtet, das Nordelbische Kirchenamt unverztglich tber
die in ihrem Bereich gebildeten kirchlichen Dienste, Werke
und Einrichtungen nach Satz 1 in Kenntnis zu setzen. Satz 2
gilt entsprechend fur die Diakonischen Werke — Landesver-
band der Inneren Mission Schleswig- Holstein e.V. und Lan-
desverband der Inneren Mission Hamburg e.V. Die aufgrund
von Art. 60 der Verfassung getroffenen Vereinbarungen sind,
soweit erforderlich, um Bestimmungen Uber die Anwendung
des kirchlichen Datenschutzrechtes zu ergénzen.

(2) Aufnahmen in die Ubersicht und Léschungen werden
den Beauftragten fur den Datenschutz angezeigt.

§3
Seelsorgedaten
(Zu § 1 Abs. 4 DSG-EKD)

(1) Seelsorgedaten sind Daten, die in Wahrnehmung des
Seelsorgeauftrags bekannt werden. Sie beschreiben persénli-
che, insbesondere familiare, wirtschaftliche oder berufliche
Angelegenheiten des Gemeindegliedes oder anderer betroffe-
ner Personen.

(2) Aufzeichnungen, die in Wahrnehmung des Seelsorge-
auftrages gemacht werden, dirfen nur fur diese Zwecke ver-
wendet werden; sie dirfen nicht in automatisierten Verfahren
verarbeitet werden. Eine Weitergabe dieser Unterlagen ist un-
zulassig. Sie sind nach Gebrauch zu vernichten.

§4
Geheimhaltungsvorschriften
(Zu § 1 Abs. 4 DSG-EKD)

(1) Uber alle personenbezogenen Daten, von denen Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen aufgrund ihrer Arbeit insbeson-
dere an und mit Akten, Dateien, Listen und Karteien Kenntnis
erhalten, haben sie Verschwiegenheit zu wahren (Artikel 20
Abs.2 und 21 Abs.1 der Verfassung).

(2) Die Vorschriften tiber die Amtsverschwiegenheit?) und
tiber sonstige Geheimhaltungspflichten3) bleiben unbertihrt.

§5
Verpflichtung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
auf das Datengeheimnis
(Zu § 6 DSG-EKD)

(1) Esistden bei den kirchlichen Stellen beschéaftigten Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen untersagt, personenbezogene
Daten unbefugt zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheim-
nis). Das Daten geheimnis besteht auch nach Beendigung ih-
rer Tatigkeit fort.

(2) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die mit perso-
nenbezogenen Daten umgehen, sind bei der Aufnahme ihrer
Tatigkeit schriftlich zur Einhaltung des Datenschutzes zu ver-
pflichten.

2) z.B. Art. 20 und 21 der Verfassung, 8§ 41,42 Pfarrergesetz VELKD,
§ 47 Kirchenbeamtengesetz VELKD, § 9 KAT

3) z.B. Steuer- und Arztgeheimnis, Geheimhaltungspflichten i.S.d.
§ 203 StGB

(3) Die Verpflichtung erfolgt durch das vorsitzende oder
das stellvertretende vorsitzende Mitglied des Kirchenvorstan-
des bzw. durch das vorsitzende oder das stellvertretende vor-
sitzende Mitglied des entsprechenden Organs der Kirchlichen
Stelle. Die Zustédndigkeit fur die Vornahme der Verpflichtung
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Nordelbischen Ev.-
luth. Kirche obliegt dem Nordelbischen Kirchenamt, diejenige
fur die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Nordelbischen
Kirchenamtes richtet sich nach 8 5 Abs. 1 der Rechtsverord-
nung Uber das Nordelbische Kirchenamt in der Fassung vom
8. Dezember 1992 (GVOBI. 1993, S. 25) in der jewveils giltigen
Fassung. Fur die Verpflichtungserklarung ist das Formular
mit Merkblatt der Anlage 1 zu verwenden. Das Original der
Verpflichtungserklarung ist zur Personalakte der verpflichte-
ten Person, oder sofern eine solche nicht gefuihrt wird, zur
Akte Datenschutz zu nehmen.

(4) VerstoRe gegen das Datengeheimnis sind Verletzungen
der Dienstpflicht im Sinne des Disziplinar rechts oder der ar-
beitsrechtlichen Vorschriften4),

§6
Private Anlagen
(Zu § 9 DSG-EKD)

(1) Die Benutzung privater EDV-Anlagen fur dienstliche
Zwecke ist grundsétzlich untersagt.

(2) DieVerarbeitung von Daten einer kirchlichen Stelle auf
der privaten EDV-Anlage eines Mitarbeiters oder einer Mitar-
beiterin ist ausnahmsweise zuléssig, wenn diese Anlage im
personlichen Eigentum dieses Mitarbeiters oder dieser Mitar-
beiterin steht und nur durch diesen oder diese genutzt wird.
Dariber ist eine rechtliche Vereinbarung nach dem Muster
der Anlage 2 zu schlieRRen.

(3) Die Benutzung nach Absatz 2 ist fur einen begrenzten
Zeitraum zulassig, wenn die Beschaffung einer dienstlichen
EDV-Anlage erst flr einen spéateren Zeitpunkt geplant ist.
Durch die dienstliche Benutzung privater EDV-Anlagen darf
nicht auf Dauer die Beschaffung notwendiger dienstlicher
EDV-Anlagen umgangen werden. Die dienstliche Benutzung
einer privaten EDV-Anlage darf fir den Eigentiimer oder die
Eigentiimerin keine beruflichen VVor- oder Nachteile begriin-
den. Auch flUr die private Benutzung der EDV-Anlage gilt,
daB nur die in der Vereinbarung deklarierte Software benutzt
werden darf.

(4) Durch eine umfassende Dokumentation (Ausgabe aller
Arbeitsergebnisse, Zwischenergebnisse und Arbeitswege auf
Papier) bei jeder dienstlichen Benutzung muf eine ordnungs-
gemaRe Aktenfihrung gewahrleistet sein, damit eine Vertre-
tung, auch ohne die private EDV-Anlage benutzen zu mis-
sen, in der Lage ist, die Vertretung wahrzunehmen.

(5) Der Eigentimer oder die Eigentiimerin muf} zu einer
Komplettsicherung von Betriebssystem, Programmen und
Nutzerdaten in regelméRigen Abstdnden nach dem Genera-
tionenprinzip verpflichtet werden. Die Anzahl der Generatio-
nen und das Intervall der Sicherungen sind zu vereinbaren.
Die Sicherungskopien sind unter Verschlu3 aufzubewahren.

(6) Bei Benutzung der privaten EDV-Anlage auRerhalb der
Dienstraume sind die Sicherungskopien jederzeit zuganglich
far die kirchliche Stelle aufzubewahren.

4) Anm.: Sie kénnen z.B. Verwarnung oder Entlassung aus dem
Dienst bzw. Abmahnung der Kiindigung zur Folge haben oder
Schadenersatzanspriiche des Dienstherren oder Dritter begriinden.
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(7) Bei Benutzung der privaten EDV-Anlage aulRerhalb der
Dienstraume mussen die gespeicherten Daten vor unbefug-
tem Zugriff, unbefugter Einsichtnahme und Veranderung
durch ausschlieBliche Speicherung der dienstlichen Daten auf
Disketten und deren Lagerung getrennt von privaten Daten
und unter VerschluR geschitzt werden. Werden dienstliche
Daten auf der Festplatte der privaten EDV-Anlage gespei-
chert, muR der Eigentiimer oder die Eigentimerin erkléren,
wie der unbefugte Zugriff auf diese Daten verhindert wird.
Auf der privaten EDV-Anlage gespeicherte dienstliche Daten
mussen physikalisch geléscht werden, bevor das Speicherme-
dium (Festplatte, Diskette oder Laufwerk) privat genutzt oder
fur Dritte zugénglich gemacht wird.

(8) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die einer
besonderen Amtsverschwiegenheit oder sonstigen Geheim-
haltungspflicht unterliegen, ist auf einer privaten EDV-Anla-
ge nicht gestattet.

(9) Endet die dienstliche Benutzung der privaten EDV-An-
lage, so hat die kirchliche Stelle die L6schung der dienstlichen
Daten auf der privaten EDV-Anlage sicherzustellen.

(10) Der Einsatz nicht vereinbarter oder nicht genehmigter
privater Programme auf einer dienstlichen EDV-Anlage ist
unzuléssig.

87
Bearbeitung im Auftrag
(Zu § 11 Abs. 1 und 2 DSG-EKD)

(1) Sollen personenbezogene Daten einer kirchlichen Stelle
im Auftrag durch andere Stellen oder Personen verarbeitet
oder genutzt werden (§ 11 Abs. 1 DSG-EKD), so ist hiertiber
eine Vereinbarung nach dem Muster der Anlage 3 zu schlie-
ssen.

(2) Fur die nach § 11 Abs. 2 DSG-EKD einzuholende Ge-
nehmigung ist die nach § 11 aufsichtfihrende Stelle zustan-
dig.

(3) Soweit es sich um rechtlich selbstédndige kirchliche
Dienste, Werke und Einrichtungen handelt, ist fur die Geneh-
migung einer Beauftragung nach § 11 Abs. 2 DSG-EKD im
Bereich der Diakonischen Werke — Landesverband der Inne-
ren Mission Schleswig-Holstein e.V. und Landesverband der
Inneren Mission Hamburg e.V. der Vorstand des jeweiligen
Landesverbandes oder eine von ihm beauftragte Person zu-
standig.

(4) Von der erteilten Genehmigung hat die nach Absatz 2
oder 3 zustandige kirchliche Stelle den Beauftragten oder die
Beauftragte fur den Datenschutz nach § 14 zu benachrichtigen

(5) Die Genehmigung zur Beauftragung des Kirchlichen
Rechenzentrums Nordelbien-Berlin gilt als allgemein erteilt.

§8
Datentibermittlung
(Zu §§ 12 und 13 DSG-EKD)

(1) Die Veroffentlichung von personenbezogenen Daten im
Zusammenhang mit Amtshandlungen (Name, Vorname, An-
schrift sowie Ortsangabe und Datum der Amtshandlung) in
Publikationsorganen der Kirchengemeinden sowie andere
Verdffentlichungen, z.B. von Geburtstagen und Jubilden, sind
zulassig, soweit sie der Erfiillung des kirchlichen Auftrages
dienen. Die Veroffentlichung unterbleibt, wenn von Amts we-
gen festgestellt wird, daf} ein schutzwurdiges Interesse am
AusschluB der Ver 6ffentlichung bestehen kann. Die Verof-
fentlichung unterbleibt auch, wenn Betroffene im Einzelfall

oder generell widersprochen haben. Auf das Widerspruchs-
recht sind die Betroffenen rechtzeitig vor der Veroffentli-
chung hinzuweisen. Bei regelmagigen Veroffentlichungen ist
es ausreichend, wenn ein Hinweis auf das Widerspruchsrecht
an derselben Stelle wie die Verdffentlichung erfolgt.

(2) Das Bekanntmachen von Name, Vorname und Ortsan-
gabe von Personen, die aus der Kirche ausgetreten sind, ist
zulassig; aus seelsorgerlichen Griinden soll dies jedoch unter-
bleiben.

(3) Die Weitergabe von personenbezogenen Daten der Ge-
meindeglieder und der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zur
gewerblichen Nutzung ist nur mit der vorherigen Einwilli-
gung des oder der Betroffenen zulassig.

(4) Die Ubermittlung personenbezogener Daten nach § 13
Abs. 2 DSG-EKD bedarf aufler in den Féllen der Absétze 1
bis 3 der Genehmigung der nach § 11 aufsichtsfihrenden
Stelle.

89
Auskiinfte
(Zu §15 DSG-EKD)

Auskunfte aus dem Gemeindegliederverzeichnis an die be-
troffene Person erteilen die zu dessen Fuhrung verpflichteten
kirchlichen Stellen nur nach MaRgabe des § 15 DSG-EKD.

8§10
Akteneinsicht

(1) Akteneinsicht und Aktenbenutzung sind Mitarbeitern
und Mitarbeiterinnen nur zur Erledigung von Dienstgeschéf-
ten im Rahmen ihrer Zustidndigkeit zu gestatten®). Bei Zwei-
feln Uber die Zustédndigkeit sowie bei Entscheidungen Gber
Ausnahmen ist die Weisung des oder der Vorgesetzten einzu-
holen.

(2) Mitgliedern von Organen kirchlicher Stellen ist Einsicht
in die Akten der eigenen kirchlichen Stelle zu gewéhren, so-
fern dies fur eine Entscheidung des Organs erforderlich ist.

§11
Durchfuihrung des Datenschutzes und Aufsicht
(Zu § 14 Abs. 1 DSG-EKD)

(1) Die Aufsicht Gber die Einhaltung eines ausreichenden
Datenschutzes fuhrt die nach der Verfassung der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche fur die Aufsicht zustdndige Stelle; dies
ist;

a) Uber die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbén-
de sowie deren Dienste,Werke und Einrichtungen der Kir-
chenkreisvorstand, unbeschadet der allgemeinen Aufsicht
des Nordelbischen Kirchenamtes,

b) Uber die Kirchenkreise, die Kirchenkreisverbande sowie
deren Dienste,Werke und Einrichtungen und die Dien-
ste,Werke und Einrichtungen der Nordelbischen Ev.-Luth.
Kirche das Nordelbische Kirchenamt,

c) Uber das Nordelbische Kirchenamt und den Bereich der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche im tbrigen die Kirchenlei-
tung.

Sie erteilt auch die Zustimmung nach § 13 Abs. 2 Satz 1,
2. Halbsatz DSG-EKD.

5) vgl. 88 75 - 77 PfarrerG VELKD
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(2) Fur die Einhaltung eines ausreichenden Datenschutzes
in den kirchlichen Diensten, Werken und Einrichtungen mit
eigener Rechtspersonlichkeit nach § 1 sind deren Leitungsor-
gane zustandig. Die Diakonischen Werke — Landesverbénde
der Inneren Mission Schleswig-Holstein e.VV. und Hamburg
e.V. nehmen gegenuber den ihnen angehdrenden Diensten,
Werken und Einrichtungen, fur die das kirchliche Daten-
schutzrecht gilt, die Aufsicht Uber die Einhaltung der Vor-
schriften Uber den Datenschutz im Auftrage der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche wahr. Sie haben der Kirchenleitung
VerstoRe gegen das kirchliche Datenschutzrecht mitzuteilen.

(3) Die Aufsicht tber die Einhaltung des ausreichenden
Datenschutzes im Ubrigen liegt bei der Kirchenleitung.

§12
Ldschung
(Zu § 16 DSG-EKD)

(1) Automatisierte Dateien, Listen, Karteien und sonstige
Sammlungen personenbezogener Daten, die durch neue er-
setzt und nicht aus besonderen Griinden weiterhin benétigt
werden, mussen in einer Weise vernichtet oder geldscht wer-
den, die jeden MiRRbrauch der Daten ausschlieR3t.

(2) Die Loschung ist zu dokumentieren.

(3) Bereichsspezifische Regelungen Uber die Aufbewah-
rung, Aussonderung und L&schung sowie insbesondere die
entsprechenden Vorschriften des Archivrechts bleiben unbe-
ruhrt.

§13
Der oder die Beauftragte fur den Datenschutz
(Zu 88 18 und 19 DSG-EKD)

(1) Der oder die Beauftragte ftir den Datenschutz der Nor-
delbischen Ev.-Luth. Kirche wird von der Kirchenleitung fur
eine Amtszeit von 6 Jahren berufen. Wiederberufung ist zu-
lassig. Die Dienststelle des oder der Beauftragten fur den Da-
tenschutz wird in der Regel beim Nordelbischen Kirchenamt
eingerichtet. Entsprechendes gilt fur den Stellvertreter oder
die Stellvertreterin. Es kbnnen mehrere Arbeitsbereiche gebil-
det werden.

(2) Der oder die Beauftragte fur den Datenschutz unter-
steht der Rechtsaufsicht der Kirchenleitung und der Dienst-
aufsicht des oder der Vorsitzenden der Kirchenleitung. Die
Dienstaufsicht kann auf den Prasidenten oder die Préasidentin
des Nordelbischen Kirchenamtes delegiert werden.

(3) Der Kirchenleitung kann mit anderen Gliedkirchen der
EKD Vereinbarungen Uber die Bestellung von gemeinsamen
Beauftragten fur den Datenschutz treffen.

(4) Berufung und Dienstsitz des oder der Beauftragten fur
den Datenschutz werden im Gesetz- und Verordnungsblatt
bekanntgegeben.

(5) Die dem oder der Beauftragten fiir den Datenschutz zu-
geordneten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unterstehen sei-
ner oder ihrer Fachaufsicht. Stellenbesetzungen und Entlas-
sungen werden im Einvernehmen mit ihm oder ihr vorge-
nommen. Die Dienstaufsicht Uber die Mitarbeiter und
Mitarbeite rinnen des oder der Beauftragten flr den Daten-
schutz liegt bei dem jeweiligen Anstellungstréger oder der je-
weiligen Anstellungstragerin, die gleichzeitig die Verpflich-
tungen nach § 19 Abs. 5 DSG-EKD gegentuber dem oder der
Beauftragten fur den Datenschutz erfiillen. Unberthrt bleibt,
daR der oder die Beauftragte fuir den Datenschutz sowie die
ihm oder ihr nach Satz 1 zugeordneten Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen gemaR § 18 Abs. 3 Satz 1 DSG-EKD in Aus-

Ubung ihres Amtes an Weisungen nicht gebunden und nur
dem kirchlichen Recht unterworfen sind.

(6) Bei der Priifung von Akten durch den oder die Beauf-
tragte fir den Datenschutz gehen die Vorschriften des Diszi-
plinarrechts den Vorschriften des Datenschutzgesetzes der
EKD vor, wenn gegen die betroffene Person ein Verfahren bei
der Disziplinarkammer anhangig ist.

(7) Der oder die Beauftragte fiir den Datenschutz kann von
der Kirchenleitung aus wichtigem Grunde abberufen werden.

§14
Beanstandungsrecht des oder der Datenschutzbeauftragten
(Zu § 20 DSG-EKD)

Beanstandungen des oder der Beauftragten fiir den Daten-
schutz gemaR § 20 DSG-EKD richten sich an das Leitungsor-
gan der kirchlichen Stelle unter gleichzeitiger Benachrichti-
gung der nach 8 11 aufsichtfihrenden Stelle; sie ist auch Kir-
chenleitendes Organ im Sinne von § 20 Abs. 3 DSG-EKD.

8§15
Betriebsbeauftragte fur den Datenschutz
(Zu § 22 DSG-EKD)

(1) Die Betriebsbeauftragten fiir den Datenschutz werden
fur eine Amtszeit von 4 Jahren bestellt. Wiederbestellung ist
zulassig. Die Bestellung erfolgt durch die gesetzlich oder sat-
zungsgemal? berufenen Organe der Dienste, Werke oder Ein-
richtungen. Fur mehrere Dienste, Werke und Einrichtungen
kdnnen gemeinsam Betriebsbeauftragte bestellt werden.

(2) Die Bestellung oder Abberufung eines oder einer Be-
triebsbeauftragten fir den Datenschutz hat schriftlich nach
dem Muster der Anlage 4 zu erfolgen und ist dem oder der
zustandigen Beauftragten fur den Datenschutz nach § 13 un-
verziglich schriftlich mitzuteilen. Sie ist aulRerdem in geeig-
neter Form den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Dien-
stes, Werkes oder der Einrichtung bekannt zugeben.

(3) Die Zusammenarbeit der Betriebsbeauftragten mit den
staatlichen oder kommunalen Beauftragten fur den Daten-
schutz hat nur im Einvernehmen mit dem oder der nach
kirchlichem Recht zustédndigen Beauftragten fur den Daten-
schutz nach § 13 zu erfolgen.

2. Gemeindegliederverzeichnis, Kirchenbuch

§16
Gemeindegliederverzeichnis, Gemeindegliederdaten

(1) Unbeschadet der Vorschriften des Kirchengesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland Uber die Kirchenmit-
gliedschaft und der zu seiner Ergdnzung und Durchflihrung
ergangenen Vorschriften gelten fir die Fihrung und Fort-
schreibung des Gemeindegliederverzeichnisses die Bestim-
mungen der folgenden Absétze 2 bis 5.

(2) Die zustandigen kirchlichen Stellen durfen zur Erfil-
lung ihrer kirchlichen Aufgaben personenbezogene Daten,
die ihnen nach dem staatlichen Melderecht Ubermittelt und
die von anderen kirchlichen Stellen erhoben werden und die
im Gemeindegliederverzeichnis gespeichert sind oder gespei-
chert werden sollen, auf Grund dieser Rechtsverordnung
oder einer anderen Rechtsvorschrift erheben, verarbeiten und
nutzen.

(3) Das Recht und die Pflicht, das Gemeindegliederver-
zeichnis von Amts wegen fortzuschreiben, wenn gespeicherte
Daten sich gedndert haben oder wenn Daten zu speichern
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sind, erstrecken sich auch auf die von den Meldebehdrden aus
dem Melderegister Ubermittelten Daten der Kirchenmitglie-
der. Dies gilt insbesondere fur die Berichtigung von Fehlern
und fur die Vervollstdndigung von Datenangaben auf Grund
von kirchlichen Amtshandlungen oder Umgemeindungen.

(4) Daten aus dem Kirchenbuchwesen, der Kirchgelderhe-
bung und der Erhebung freiwilliger Beitrage dirfen mit Mel-
dewesendaten wechselseitig verknupft werden.

(5) Die aus den kommunalen Melderegistern Gbermittelten
Auskunfts- und Ubermittlungssperren sind in die Gemeinde-
gliederverzeichnisse aufzunehmen und zu beachten. Perso-
nenbezogene Daten von Personen, fur die Auskunfts-und
Ubermittlungssperren bestehen, diirfen fir Veroffentlichun-
gen nur genutzt werden, wenn vorher das Einverstandnis der
betroffenen Personen eingeholt wurde. Soweit Art, Umfang
und Schutzzweck der Auskunfts- und Ubermittlungssperren
nicht bekannt sind, gilt Satz 2 entsprechend.

3. Verkiindigungsdienste

§17
Theologiestudenten und Theologiestudentinnen, Angehérige
(zu § 24 DSG-EKD)

(1) Die zustandige kirchliche Stelle darf personenbezogene
Daten der in die Liste der Studierenden der Theologie Einge-
tragenen erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur
Forderung des Studiums, zur Begleitung und Beratung bei
der Ausbildung, zu Prifungszwecken sowie zur Durchfiih-
rung der in 8 24 Abs. | des Kirchengesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland Uber den Datenschutz genannten
MaRnahmen erforderlich ist.

(2) Die zustandige kirchliche Stelle kann fur in § 24 Abs. |
DSG-EKD genannte Zwecke bei Pastoren und Pastorinnen,
Vikaren und Vikarinnen, Bewerbern und Bewerberinnen so-
wie Theologiestudenten und Theologiestudentinnen perso-
nenbezogene Daten von Angehdrigen erheben, verarbeiten
und nutzen, soweit dies zur Aufgabenerftllung erforderlich
ist.

§18
Ehrenamtlich Tatige

Personenbezogene Daten der in der kirchlichen oder in der
diakonischen Arbeit ehrenamtlich Tatigen kénnen von der
zustandigen kirchlichen Stelle zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben, wie z.B. Besuchsdienste, erhoben, verarbeitet und ge-
nutzt werden.

4. Bildungswesen sowie Ausbildung und Fortbildung

§19
Schuler und Schulerinnen sowie deren Sorgeberechtigte

(1) Schulen in kirchlicher und in diakonischer Tragerschaft
dirfen personenbezogene Daten ihrer Schiiler und Schilerin-
nen und deren Sorgeberechtigter erheben, verarbeiten und
nutzen, soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich
ist. Die zustandige kirchliche Stelle hat neben der Schule die
Befugnisse nach Satz 1.

(2) Von Schiilern und Schilerinnen sowie von ihren Sorge-
berechtigten durfen diejenigen Daten erhoben werden, deren
Kenntnis fur den ordnungsgemafen Schulbetrieb erforderlich
sind. Sie sind zur Angabe der erforderlichen Daten verpflich-
tet und bei der Datenerhebung auf ihre Auskunftspflicht hin-

zuweisen. Die Daten nach Satz 1 durfen nur fur die Erfullung
der Aufgaben der Schule verarbeitet und genutzt werden.

(3) Daten nach Absatz 2 diurfen im Zusammenhang des
Ubergangs von Schiilern und Schiilerinnen in eine andere
Schule dieser Schule oder dem Schultréager Gbermittelt wer-
den.

(4) Verhaltensdaten von Schilern und Schilerinnen, Daten
Uber gesundheitliche Auffélligkeiten und etwaige Behinde-
rungen und Daten aus psychologischen und &rztlichen Unter-
suchungen dirfen nicht automatisiert verarbeitet werden.
Daten Uber besondere padagogische, soziale und therapeuti-
sche MalRnahmen und deren Ergebnisse durfen nur verarbei-
tet werden, soweit fuir Schiler und Schulerinnen eine beson-
dere schulische Betreuung in Betracht kommt. Dies gilt auch
fur entsprechende auerschulische Daten, die der Schule amt-
lich bekannt geworden sind. Es ist durch technische und or-
ganisatorische MaRRnahmen sicherzustellen, dal? der Schutz
der verarbeiteten Daten geméf § 10 DSG-EKD gewahrleistet
ist und die Loschungsbestimmungen eingehalten werden.

(5) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten diirfen einer
kirchlichen Stelle sowie an sonstige Stellen auBerhalb des
kirchlichen Bereichs insbesondere einer Schule, der Schulauf-
sichtsbehdrde, dem Gesundheitsamt, dem Jugendamt, dem
jeweiligen Jugendamt auf Landerebene, den Amtern fiir Aus-
bildungsforderung, dem jeweiligen Amt fur Ausbildungsfor-
derung auf L&nderebene nur Ubermittelt werden, soweit sie
von diesen Stellen zur Erfullung der ihnen durch Rechtsvor-
schrift Ubertragenen Aufgaben benétigt werden. Dem
schulpsychologischen Dienst dirfen personenbezogene Da-
ten nur mit Einwilligung der Betroffenen Gbermittelt werden.

§20
Lehrer und Lehrerinnen

(1) Schulen in kirchlicher und in diakonischer Tragerschaft
dirfen von den Lehrkréften personenbezogene Daten erhe-
ben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Aufgabenerfiil-
lung, insbesondere bei der Unterrichtsorganisation sowie in
dienstrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder sozialen Angele-
genheiten erforderlich ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Daten durfen Kirchlichen
Stellen und staatlichen Schulaufsichtbehdrden sowie Stellen
auRerhalb des kirchlichen Bereichs nur tbermittelt werden,
soweit sie von diesen zur Erfullung der ihnen durch Rechts-
vorschrift Ubertragenen Aufgaben bendtigt werden.

§21
Bildungs-, Ausbildungs- und
Religionspadagogische Einrichtungen

(1) Die Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen in der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche durfen von Lehrenden sowie
von Personen, die Veranstaltungen und Lehrgéngen der Ein-
richtungen teilnehmen oder ihre Angebote nutzen, die fir die
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen, Kursen und Pri-
fungen erforderlichen personenbezogenen Daten erheben
und diese Daten im Rahmen der Erfullung der Aufgaben der
Einrichtungen verarbeiten und nutzen®).

6) vgl. § 5 Rechtsverordnung Uber die Fortbildung von Pastoren und
Pastorinnen vom 6. Dezember 1994 (GVOBI. S. 33)
§ 4 Rechtsverordnung Uber die Fortbildung von ehrenamtlichen
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen vom 6. Dezember 1994 (GVOBI.
S.33)
§ 7 Rechtsverordnung Uber die Fortbildung von haupt- und
nebenamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen vom 6. Dezem-
ber 1994 (GVOBI. S. 33)
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(2) Fur die religionspaddagogischen Einrichtungen in der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Eine Ubermittlung der in den Absétzen | und 2 genann-
ten Daten an Dritte, aul3er an die jeweilige entsendende kirch-
liche Stelle, sowie die Verdffentlichung bedirfen der Einwilli-
gung der Betroffenen.

§22
Teilnehmerlisten bei Fortbildung
und Daten in Funktionskarteien

(1) Werden durch kirchliche Stellen nach § 1 und § 21 bei
Teilnehmern und Teilnehmerinnen von kirchlichen Veran-
staltungen personenbezogene Daten erhoben (Teilnehmer-
listen), um diesen Personen Schulungshinweise oder Arbeits-
und Informationsmaterial sowie weitere Auskiinfte tiber Ver-
anstaltungen und Entwicklungen einzelner Fortbildungs-
sachgebiete zu vermitteln, so diirfen die Teilnehmerlisten mit
Einwilligung der Betroffenen fur diesen Zweck gespeichert
und genutzt werden. Eine Ubermittlung von Daten oder Tei-
len der Teilnehmerlisten an alle weiteren Teilnehmer und
Teilnehmerinnen einer Veranstaltung sowie an Dienststellen
in der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche und der entsprechen-
den Stellen der Diakonischen Werke — Landesverband der In-
neren Mission Schleswig-Holstein e.V. und Landesverband
der Inneren Mission Hamburg e.V.ist zul&ssig, soweit nicht
ein Betroffener oder eine Betroffene der Ubermittlung seiner
oder ihrer Daten widersprochen hat. Eine Ubermittlung an
weitere Dritte sowie die Veroffentlichung bedtrfen der Ein-
willigung der Betroffenen.

(2) Die zustandigen Kkirchlichen Stellen dirfen zum
Zwecke der Planung und Leitung von Fortbildungsveranstal-
tungen sowie der Planung des erforderlichen Personaleinsat-
zes personenbezogene Daten der Lehrenden erheben und ver-
wenden.

(3) Die Vorschriften der Absétze | und 2 gelten entspre-
chend fur zielgruppengerichtete Einladungen zu kirchlichen
Veranstaltungen.

§23
Fachhochschule

Die Evangelische Fachhochschule fir Sozialpddagogik des
Rauhen Hauses e.V. darf von ihren Studienbewerbern und
Studienbewerberinnen, von den Fachhochschulangehérigen
und von den sonst bei ihr Tatigen die fur die Teilnahme an
Lehrveranstaltungen und fr Prifungen sowie fur die sonsti-
ge Nutzung der Einrichtungen der Fachhochschule erforder-
lichen personenbezogenen Daten erheben und diese Daten
auch zur sonstigen Erfullung ihrer Aufgaben verarbeiten und
nutzen.

§24
Ausbildung des kirchlichen Verwaltungsnachwuchses

(1) Die kirchlichen Stellen sind berechtigt, Daten der Aus-
bildung des kirchlichen Verwaltungsnachwuchses, die nach
dem Berufsbildungsgesetz des Bundes erhoben sind, fur
Lehrgénge und Prifungen an die zustédndige Ausbildungs-
statte zu Ubermitteln.

(2) Das von den jeweils zustédndigen kirchlichen Stellen ge-
fuhrte Verzeichnis der Kircheninspektorenanwarter und Kir-
cheninspektorenanwarterinnen darf den Ausbildungsstétten
bei Anmeldung zu Studium und Prufung sowie bei Zuwei-
sung zum fachtheoretischen Unterricht Ubermittelt werden,
soweit dies zur Aufgabenerflillung der Ausbildungsstatten

erforderlich ist. Das gleiche gilt hinsichtlich der Verwaltungs-
stellen, denen die Kircheninspektorenanwérter und Kir-
cheninspektorenanwarterinnen zur praktischen Ausbildung
zugewiesen werden. Fur die Anmeldung der Teilnehmenden
bei Angestelltenlehrgéngen gilt Satz | entsprechend.

5. Kirchliche Abgaben, Finanzwesen

8§25
Steuerdaten

(1) Personenbezogene Daten, die in Austibung der Berufs-
und Amtspflicht von einer zur Wahrung des Steuergeheim-
nisses verpflichteten Person tGbermittelt worden sind, diirfen
nicht zu anderen Zwecken als zur Verwaltung der Kirchen-
steuer sowie zur Filhrung des Gemeindegliederverzeichnis-
ses und zum Abgleich der Meldedaten gespeichert, verarbei-
tet oder genutzt werden.

(2) Die Ubermittlung der Steuerdaten zwischen den steue-
rerhebenden Korperschaften, den kirchlichen Verwaltungs-
stellen und den zustandigen Stellen der Nordelbischen Ev.-
Luth. Kirche ist zulassig, soweit dies im Rahmen einer ord-
nungsgemaRen Besteuerung erforderlich ist.

§26
Steuergeheimnis

Die Vorschriften Gber die Wahrung des Steuergeheimnisses
gehen den Regelungen des Datenschutzes vor.

§27
Kirchenbeitrage

Soweit die Kirchengemeinden, auch mit Hilfe der kirchli-
chen Verwaltungsstellen und automatisierter Verfahren, von
den Kirchenmitgliedern freiwillige Beitrédge erheben, gelten
die 88 25 und 26 entsprechend. Die fur die Beitragserhebung
bendtigten personenbezogenen Daten durfen aus dem Ge-
meindegliederverzeichnis, im Ubrigen nur bei den betroffe-
nen Kirchenmitgliedern erhoben und zu diesem Zweck ver-
arbeitet und genutzt werden.

§28
Nutzung von Grundstticken und Geb&auden

Die zustdndigen kirchlichen Stelle kdnnen die zur verwal-
tungsmaRigen Abwicklung und Uberpriifung erforderlichen
personenbezogenen Daten der Nutzungsberechtigten erhe-
ben, verarbeiten und nutzen, sofern sie Dritten Grundstticke,
Gebaude, Gebaudeteile und Wohnraum zur Miete oder zur
sonstigen Nutzung tberlassen oder daran Rechte einraumen.

§29
Wohnungsbewerber und Wohnungsbewerberinnen,
Mietbeihilfen

Die zustandigen kirchlichen Stellen durfen die Daten von
Wohnungsbewerbern und Wohnungsbewerberinnen sowie
von Antragstellern und Antragstellerinnen auf Mietbeihilfen
und &hnliche Leistungen sowie von deren Familienangehori-
gen erheben, verarbeiten und nutzen. Eine Ubermittlung die-
ser Daten an Dritte ist nur mit Einwilligung der Betroffenen
zulassig.
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8§30
Kirchliche Friedhofe

(1) Zur Bewirtschaftung und Verwaltung der Friedhofe,
insbesondere zur Festsetzung und Einziehung von Gebihren
und Entgelten und zur Klarung der Ubertragung von Nut-
zungsrechten, durfen vom Friedhofstrédger oder in seinem
Auftrage die erforderlichen personenbezogenen Daten der
Verstorbenen, der Nutzungsberechtigten und der Auftragge-
ber erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

(2) Im Rahmen der Zulassung und Uberwachung der auf
den Friedhofen tatigen Gewerbetreibenden dirfen von den
Friedhofstragern oder in ihrem Auftrage die erforderlichen
personenbezogenen Daten erhoben, verarbeitet und genutzt
werden.

(3) Der Friedhofstrager darf zum Zwecke der Bestattung
die notwendigen Daten des oder der Verstorbenen und des
oder der Nutzungsberechtigten an den Pastor oder die Pasto-
rin oder die Stelle Gbermitteln, der oder die die Bestattung
vornimmt.

(4) Bei der Umbettung von Leichen durfen den zusténdi-
gen Gesundheitsbehdrden die notwendigen Daten der Ver-
storbenen tbermittelt werden.

(5) LaRt sich ein Friedhofstrager bei Genehmigung von
Grabmalen bezlglich deren Gestaltung von Sachverstandi-
gen beraten, so durfen den Sachverstandigen zur Priifung der
vorgelegten Antrége die dafir notwendigen Daten Ubermit-
telt werden.

(6) Zum Zwecke der Vollstreckung von Friedhofsgebthren
durfen den zustandigen Behorden die notwendigen Daten
Ubermittelt werden.

(7) Die Lage von Grabstétten darf Dritten auf entsprechen-
de Nachfrage bekanntgegeben werden, wenn diese ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft machen und anzunehmen ist,
daR schutzwirdige Belange des oder der Verstorbenen und
der Nutzungsberechtigten nicht beeintrachtigt werden.

6. Daten von Beschéftigten und
Verzeichnisse Uber Personen und Dienste

8§31
Dienstwohnungsinhaber und Dienstwohnungsinhaberinnen

(1) Die zustandigen kirchlichen Stellen dirfen, sofern sie
Dienstwohnungen an Beschéftigte Uberlassen, die personen-
bezogenen Daten der Dienstwohnungsinhaber und Dienst-
wohnungsinhaberinnen erheben und nutzen, die zur Durch-
fuhrung der dienstlichen Nutzungsverhéltnisse einschlie-
lich der Abrechnung der Dienstwohnungsvergitung erfor-
derlich sind. Diese Daten durfen, soweit es zur ordnungsge-
méaRen Abwicklung der laufenden Vorgénge und zur Uber-
prifung erforderlich ist, zwischen den in Satz | genannten
Stellen ausgetauscht werden.

(2) Die steuerrechtlich geregelten Mitteilungspflichten blei-
ben unberuhrt.

§32
Darlehen, Gehaltsvorschiisse, Unterstiitzungen

Die zustdndigen kirchlichen Stellen durfen die fur die Ge-
wahrung von Darlehen, Gehaltsvorschissen und Unterstit-
zungen an kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und
Studierende sowie in besonderen anderen Féallen zur Siche-
rung und Tilgung der entsprechenden Forderungen und zur
Vorlage von Verwendungsnachweisen notwendigen perso-
nenbezogenen Daten der Empfanger und Empfangerinnen

der Betrage sowie deren dafur mithaftenden Familienangeho-
rigen und sonstigen mithaftenden Dritten sowie der Blrgen
erheben, verarbeiten und nutzen.

§33
Personenangaben im Dienstbetrieb

(1) Soweitin Austibung von Dienst- und Arbeitsverhéltnis-
sen personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet oder ge-
nutzt werden, ist § 24 DSG-EKD anzuwenden; dienst- und
mitarbeiterrechtliche Regelungen, insbesondere die Bestim-
mungen des Mitarbeitervertretungsrechts, bleiben unberthrt.

(2) Die in Antragen auf die Gewahrung von Beihilfen in
Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesféllen enthaltenen
personenbezogenen Daten von Antragstellenden sowie ihren
Familienangehérigen durfen nur von der fur die Gewéhrung
der Beihilfe zustandigen Stelle verarbeitet und genutzt wer-
den.

(3) Bei Wechsel des Anstellungstragers des oder der Beilfe-
berechtigten oder oder bei Wechsel der fiir die Festsetzung
der Beihilfe zustédndigen Stelle diirfen die fur die Bearbeitung
von Beihilfeantragen notwendigen Daten gemaR § 7 im Rah-
men der Auftragsverarbeitung Gbermittelt werden.

(4) Sowveit die zustandige Stelle sich zur Durchfiihrung ih-
rer Aufgaben nach Absatz 2 eines Dritten bedient, dirfen die
zur Festsetzung der Beihilfe erforderlichen Daten an diese
Stelle weitergegeben werden, soweit diese Stelle ihrerseits auf
die Geheimhaltung der Daten verpflichtet worden ist.

(5) Eine Datenuibermittlung personenbezogener Daten an
Ruckdeckungsversicherungen zu Zwecken des Abschlusses
von Ruckdeckungsversicherungen fur Pastoren und Pastorin-
nen zur Anstellung ist zulassig.

8§34
Mitglieder von Gremien und Ausschiissen

Personenbezogene Daten von Mitgliedern der Gremien
kirchlicher Stellen sowie von diesen gebildeten Ausschiissen
und Arbeitsgruppen kénnen erhoben, verarbeitet und ge-
nutzt werden, sowveit dies fuir die Arbeit der Gremien erfor-
derlich ist.

§35
Dienstliche Veroffentlichungen, Anschriftenverzeichnisse

(1) Anschriften- und Adrefl3verzeichnisse, die Namen, Vor-
namen, Dienst- oder Amtsbezeichnung, dienstliche Telefon-
nummer und dienstliche Anschriften von Pastoren und Pasto-
rinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen, kirchlichen
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sowie von Ordinierten
und anderen Inhabern und Inhaberinnen kirchlicher Amter
und Ehrenamter enthalten (Verzeichnisse), dirfen, soweit flr
den innerkirchlichen Dienstgebrauch erforderlich, unter Ver-
wendung der vorliegenden Personaldaten hergestellt und ge-
nutzt werden; entsprechendes gilt fur Ordinierte im Ruhe-
stand.

(2) Verzeichnisse nach Absatz 1 durfen fiir die Zusammen-
arbeit zwischen kirchlichen Stellen und deren Kommunikati-
on untereinander verwendet werden, soweit es aus organisa-
torischen Griinden und zur Aufgabenerfullung erforderlich
ist. Die Verzeichnisse duirfen auch fir die Unterrichtung der
ehrenamtlichen kirchlichen Gremienmitglieder und Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen genutzt werden, soweit dies zur Er-
fullung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(3) Indie Verzeichnisse nach Absatz 1 durfen weitere tiber
Absatz 1 hinausgehende Daten (z.B. Geburtsdatum, Einseg-
nung, Ordination, Dienstantritt, Ernennung), private An-
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schriften sowie Daten von Personen, die kirchliche Enhrenam-
ter bekleiden, und weitere personenbezogene Daten, die fur
die notwendige innerkirchliche dienstliche Zusammenarbeit
erforderlich sind, aufgenommen werden, wenn die Einwilli-
gung der Betroffenen vorliegt. Diese Daten durfen von Perso-
nen nach Absatz 1 — mit Ausnahme von Inhabern und Inha-
berinnen kirchlicher Ehrendmter — auch unabhéngig von de-
ren Einwilligung erhoben und fiir ein Verzeichnis genutzt
werden, das ausschlieBlich im Bereich der Personalverwal-
tung und der bischdéflichen und prépstlichen Visitation zur
Verfligung steht.

(4) Die Ubermittlung der fur Verzeichnisse nach Absatz 1
und Absatz 3 Satz 2 vorgesehenen Daten an Verlage oder an
Herausgeber von Verzeichnissen ist nur zulassig, soweit ein
in Auftrag gegebenes Verzeichnis fur den kircheninternen
Dienstgebrauch erforderlich ist oder sofern bei dem nach Ab-
satz 3 Satz 1 vorgesehenen Umfang des Verzeichnisses die Be-
troffenen eingewilligt haben.

(5) Die fur die Herstellung von Verzeichnissen erhobenen
und gespeicherten personenbezogenen Daten diirfen nur fur
den innerkirchlichen Dienstbetrieb verarbeitet und genutzt
werden; die Verwendung fur Zwecke aul3erhalb des kirchli-
chen Dienstes ist unzulassig.

(6) Bei der Fortschreibung der Verzeichnisse sind nicht
mehr erforderliche Datenangaben zu l6schen.

(7) Die Vorschriften der §§ 16 und 22 bleiben unberthrt.

§36
Versorgungskassen

Die zustandigen kirchlichen Stellen sind berechtigt, zur Be-
arbeitung und Zahlung von Alters- und Hinterbliebenenbe-
zugen einschlief3lich der Zahlung von Nachversicherungsbei-
tragen und Versorgungsausgleichserstattungen sowie von
Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfallen
diejenigen personenbezogenen Daten der kirchlichen Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen und der Empfanger und Empféan-
gerinnen von Versorgungsbeziigen sowie deren Familienan-
gehdrigen zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, die fur
die Hebung der Beitrage und fiir die Berechnung und Zah-
lung der Versorgungsbeziige sowie fur die Gewahrung von
Beihilfen und Leistungen nach dem Pflegeversicherungsge-
setz erforderlich sind.

8§37
Archivwesen

(1) Personenbezogene Daten von Benutzern und Benutze-
rinnen der kirchlichen Archive dirfen erhoben, verarbeitet
und genutzt werden, soweit dies fur die Erfullung der Aufga-
ben erforderlich ist.

(2) Die Daten der Benutzer und Benutzerinnen, die an wis-
senschaftlichen Themen oder Dissertationen arbeiten, dirfen
mit den Angaben zum Thema der Arbeit an den zentralen
Nachweis wissenschaftlicher Themen und Bearbeiter in kirch-
lichen Archiven Ubermittelt werden, soweit die Betroffenen
im Einzelfall nicht widersprechen.

7. Diakonische Arbeitsbereiche

§38
Sozialgeheimnis

Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der kirchlichen Stel-
len, die mit Sozialdaten umgehen, sind zusatzlich auf die Ein-

haltung des Sozialgeheimnisses nach den Vorschriften des
Sozialgesetzbuches zu verpflichten?).

§39
Tageseinrichtungen fiir Kinder und der Jugendhilfe

(1) Sowveit fur den Betrieb von Einrichtungen der Kinder-
und Jugendhilfe, insbesondere Tageseinrichtungen fir Kin-
der, durch den Leistungserbringer oder Tréger (kirchliche
Stelle) die Erhebung, Verarbeitung, insbesondere Ubermitt-
lung, sowie Nutzung personenbezogener Daten erforderlich
ist, sind die Vorschriften Uber den Schutz personenbezogener
Daten des Sozialgesetzbuches VIII und des Sozialgesetzbu-
ches X entsprechend anzuwenden.

(2) Tageseinrichtungen fur Kinder dirfen personenbezo-
gene Daten der Kinder, deren Sorgeberechtig ter und der von
diesen Beauftragten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit
dies zur Erfullung des Auftrags der Tageseinrichtungen und
ihrer Fursorgeaufgaben erforderlich ist.

(3) Personenbezogene Daten, die fiir die Festsetzung der
Elternbeitrége erforderlich sind, durfen die Trager aus-
schlieflich zu diesem Zweck erheben und nutzen. Die Daten
nach Satz | sind bei den Betroffenen selbst zu erheben; sie diir-
fen nicht an andere Stellen Ubermittelt werden, es sei denn,
eine kommunale Kdrperschaft benétigt sie zur Festsetzung
oder Erhebung der Beitrédge. Unterlagen durfen nur in dem
Umfang verlangt werden, wie sie zur Festsetzung der Eltern-
beitrage erforderlich sind. Auf die Pflicht zur Auskunft fir die
Berechnung, Ubernahme und die Ermittlung oder den ErlaR
von Teilnahme- oder Kostenbeitragen nach dem Sozialgesetz-
buch VIII kann hingewiesen werden.

(4) Personenbezogene Daten der in den Einrichtungen
nach Absatz 1 untergebrachten Kinder dirfen mit Einver-
standnis der Sorgeberechtigten erhoben und durch die Trager
oder die von ihm beauftragten Stellen verarbeitet und genutzt
werden, sofern dies fur Zwecke der Gemeindearbeit erforder-
lich ist. Das gleiche gilt fur Zwecke des 6ffentlichen Schulwe-
sens nach MaRgabe der allgemeinen Bestimmungen.

§40
Diakoniestationen

(1) Kirchliche Diakoniestationen durfen personenbezoge-
ne Daten der von ihnen betreuten Personen (Patientendaten)
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies im Rahmen des
Behandlungs- und Betreuungsverhaltnisses einschlie3lich
der verwaltungsmafRigen Abwicklung und Leistungsberech-
nung, zur Erftllung der mit der Behandlung im Zusammen-
hang stehenden Dokumentationspflichten oder eines damit
zusammenhé&ngenden Rechtsstreits erforderlich ist.

(2) Die Diakoniestationen dirfen Patientendaten an andere
kirchliche Stellen Ubermitteln, soweit dies flr die verwal-
tungsmaRige Abwicklung und Leistungsberechnung erfor-
derlich ist.

(3) Auf die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung perso-
nenbezogener Daten im Zusammenhang mit der Unterhal-
tung und auftragsgemalen Arbeit von Diakonie- und Sozial-
stationen in Tragerschaft oder in Mitverantwortung kirchli-
cher Stellen sind die Vorschriften Uber den Schutz
personenbezogener Daten des Sozialgesetzbuches X sowie
die Vorschriften Uber die Pflichten der Leistungserbringer des
Sozialgesetzbuches V entsprechend anzuwenden.

7) z.B.835SGB I, § 67 SGB X



Seite 10

GVOBL. 1998

Nr. 1

(4) Die Verwendung von durch Diakonie- und Sozialstatio-
nen gespeicherten personenbezogenen Daten der Kirchenmit-
glieder fir Zwecke der Kirchengemeinde und fur die pfar-
ramtliche Betreuung zur Erfullung des seelsorgerischen Auf-
trags ist zulassig, sofern die Betroffenen nicht widersprechen.
Die Betroffenen sind in geeigneter Weise darauf hinzuweisen.
Daten im Sinne des Satzes 1 sind Name, Vorname, Anschrift,
Telefonnummer und Geburtstag.

§41
Beratungsstellen

(1) Kirchliche Beratungsstellen durfen diejenigen perso-
nenbezogenen Daten erheben, verarbeiten und nutzen, die fur
die jeweils beantragte Beratung erforderlich sind. Hierbei ist
neben den kirchlichen Datenschutzbestimmungen § 203 StGB
(Verletzung von Privatgeheimnissen) zu beachten.

(2) Die personenbezogenen Daten Betroffener nach Ab-
satz 1 Satz 1, insbesondere alle Einzelangaben Uber personli-
che und wirtschaftliche Verhéltnisse, tber Familienangehori-
ge und ihre Lebensformen (Sozialdaten), werden bei dem
oder der Betroffenen erhoben. Informationen von dem oder
der Betroffe nen Uber Dritte, die nicht zur Familie gehéren,
werden nicht mit Hilfe von EDV-Verfahren verarbeitet.

(3) Die Sozialdaten des oder der Betroffenen durfen fur
Fallbesprechungen nur offenbart werden, wenn der oder die
Betroffene eingewilligt hat. Bei Verweigerung der Einwilli-
gung dirfen Sozialdaten des oder der Betroffenen nur in an-
onymer Form offenbart werden.

(4) Die Beratungsdokumentation mit den Sozialdaten, die
personliche Aufzeichnungen, der Tatigkeitsnachweis des Be-
raters oder der Beraterin und die statistischen Unterlagen sind
sicher vor unbefugtem Zugriff (8 9 DSG-EKD) aufzubewah-
ren. Die regelméaRigen Aufbewahrungs-, Ldéschungs- und
Vernichtungsfristen sind zu beachten.

(5) Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen und wenn kei-
ne Haftungsanspriiche aus der Beratungstatigkeit gegen den
Berater oder die Beraterin anhéngig sind, wird die Beratungs-
dokumentation — ohne &rztliche und sonstige Schweige-
pflichtsentbindungen — dem zusténdigen kirchlichen Archiv
in anonymisierter Form angeboten. Nicht Ubernommene Un-
terlagen werden vernichtet.

(6) Die Verarbeitung und Nutzung der Sozialdaten in
nicht-anonymisierter Form flr Zwecke der wissenschaftli-
chen Forschung bedarf der Zustimmung des oder der Betrof-
fenen.

8. SchluRvorschriften

§42
Anlagen

Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil dieser Rechtsverord-
nung.

§42
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach der Ver-
kiindung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Rechtsverordnung der Nordelbi-
schen Ev.-Luth.Kirche zur Ergdnzung und Durchflihrung des

Kirchengesetzes Uber den Datenschutz der EKD (NEK VO
DSG-EKD) vom 13. April 1987 (GVOBI. S.112) aufer Kraft.

Kiel, den 9. Dezember 1997

Die Kirchenleitung
Dr. Knuth
Bischof und stellvertr. VVorsitzender

Az.:196-11-R 1l

Anlage 1
zu § 5 Abs. 4 Datenschutzverordnung

Verpflichtungserklarung

Frau/Herr
(Nichtzutreffendes streichen)

wohnhaft

ist als

bei

beschéftigt und bestétigt:

1. Ich wurde zur Wahrung des Datengeheimnisses nach § 6
des Kirchengesetzes Uiber den Datenschutz der EKD vom
12. November 1993 (ABI.1994 S. 505) und § 5 Abs. 4 der
Rechtsverordnung der Nordelbischen Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche zur Durchfiihrung und Ergédnzung des Kir-
chengesetzes Uiber den Datenschutz der Evangelischen Kir-
che in Deutschland vom 9. Dezember 1997 (GVOBL. 1998,
S. 2) darauf verpflichtet, personenbezogene Daten nicht
unbefugt zu verarbeiten oder zu nutzen. Ich wurde darauf
hingewiesen, dal diese Pflicht auch nach Beendigung mei-
ner Tatigkeit fortbesteht.

2. Mir ist bekannt, dal? Verstolie gegen das Datengeheimnis
Verletzungen der Dienstpflicht im Sinne des Disziplinar-
rechts oder der arbeitsrechtlichen Vorschriften sind.

3. Das Merkblatt ,,Datensicherheit und Datenschutz” habe
ich nebst Anlagen erhalten und von seinem Inhalt, den ich
sorgféltig beachten werde, Kenntnis genommen.

Ich nehme zur Kenntnis, da das Original dieser Verpflich-
tungserkldrung zu meiner Personalakte/zur Akte Daten-
schutz genommen wird.

Eine Ausfertigung ist fur den Verpflichteten/die Verpflichte-
te bestimmt.

, den

(Unterschrift des/der Verpflichteten)

(Unterschrift des/der Verpflichtenden)
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Merkblatt der N E K

Datensicherung und Datenschutz

Fir den Datenschutz in der Nordelbischen Evangelisch-Lu-
therischen Kirche sind zu beachten:

— Kirchengesetz Uber den Datenschutz der Evangelischen
Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 12. November
1993 (ABL. 1994, S. 505)

— Rechtsverordnung der Nordelbischen Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche zur Durchfiihrung und Ergénzung des Kir-
chengesetz Uber den Datenschutz der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (- Datenschutzverordnung — NEK VO
DSG-EKD) vom 9. Dezember 1997 (GVOBL 1998, S. 2)

— Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Mérz 1987 (BGBL. | S. 945)

In gleicher Weise sind kiinftige Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Evangelischen Kirche in Deutschland und der
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche zum Daten-
schutz zu beachten.

FOr den Umgang mit personenbezogenen Daten in der NEK
gelten insbesondere folgende Grundsétze:

1. Aufgabe der Datenverarbeitung im kirchlichen Bereich ist
es, kirchliches Handeln zu férdern. Dabei muf} gewéhrlei-
stet sein, dal3 der einzelne beim Umgang mit seinen perso-
nenbezogenen Daten geschiitzt wird. Grundregel fir den
Umgang mit personenbezogenen Daten ist, daf er fur die
Aufgaben des Kirchenamtes bzw. der kirchlichen Stellen
erforderlich und daf entweder durch eine Rechtsvorschrift
oder die Einwilligung der Betroffenen gedeckt sein muR.
Dies gilt nicht nur fur automatisierte Dateien, sondern
grundsétzlich auch fur Akten.

2. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben fur ihren Ver-
antwortungsbereich und Arbeitsplatz die technisch und
organisatorisch fir den Datenschutz erforderlichen Vor-
kehrungen zu treffen, insbesondere die im Merkblatt
, Technische und organisatorische Mallnahmen” (Anlage
zu § 9 DSG-EKD) aufgefiihrten Kontrollmafinahmen. Sie
sind verpflichtet, Mangel beim Datenschutz, der Datensi-
cherung und bei der ordnungsgemaflen Datenverarbei-
tung ihren Vorgesetzten unverziglich anzuzeigen. Den
mit der Datenverarbeitung befal8ten Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen ist es untersagt, personenbezogene Daten
unbefugt zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis).
Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung ihrer
Tatigkeit. Verstofie gegen das Datengeheimnis sind Verlet-
zungen der Dienstpflicht im Sinne des Disziplinarrechts
oder der arbeitsrechtlichen Vorschriften (§ 5 Abs. 5 Daten-
schutzverordnung NEK VO DSG-EKD) und kénnen ar-
beits- oder dienst- und disziplinarrechtliche sowie straf-
rechtliche Folgen nach sich ziehen, z. B. Schadenersatzan-
spriche des Dienstherrn oder Dritter. Auf die Straftat-
bestdnde StGB § 1202 a (Ausspdhen von Daten), § 263 a
(Computerbetrug), 8 303 a (Datenveranderung) und § 303 b
(Computersabotage) wird besonders hingewiesen. Danach
kann bestraft werden, wer rechtswidrig Daten verandert
oder beseitigt, wer den Ablauf der Datenverarbeitung einer
Behorde oder eines Wirtschaftsunternehmens stort, wer
sich oder einem Dritten unbefugt besonders gesicherte Da-
ten aus fremden Datenbanksystemen verschafft und wer
fremdes Vermdgen durch unbefugtes Einwirken auf einem
Datenverarbeitungsvorgang schadigt.

Die Vorschriften Gber die Amtsverschwiegenheit der Pa-
storen und Pastorinnen sowie von Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen (z.B. Art. 20 und 21 der Verfassung, §§ 41,42

Pfarrergesetz VELKD, § 47 Kirchenbeamtengesetz VELKD,
§ 9 KAT) und Uber sonstige Geheimhaltungspflichten (z.B.
Arzt-, Post- und Steuergeheimnis) bleiben unberihrt.

Begriffsbestimmungen:

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben tUber person-
liche Verhaltnisse (z.B. Name, Konfession, Geburtsdatum,
Anschrift, Beruf usw.) oder wirtschaftliche Verhaltnisse
(z.B. Grundbesitz, Kfz-Kennzeichen) einer bestimmten oder
bestimmbaren naturlichen Person (betroffene Personen § 2
Abs. 1 DSG-EKD).

Der Umgang mit Daten umfal3t deren Erhebung, d.h. Beschaf-
fung, und deren Verwendung, d.h. Verarbeitung und Nut-
zung (8 1 Abs. 1 und 2; § 2 Abs. 4 und 6 DSG-EKD).

Zur Verarbeitung gehoéren insbesondere das Speichern, Uber-
mitteln und Léschen von Daten (8 2 Abs. 5 DSG-EKD).

Zu den Akten im weiteren Sinne des Datenschutzes zahlen
alle amtlichen oder dienstlichen Unterlagen (8 2 Abs. 3 DSG-
EKD).

Technische und organisatorische
MalRnahmen

(Anlage zu § 9 Datenschutzgesetz der EKD
vom 12. November 1993, ABL 1994, S. 159)

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet,
sind MaRRnahmen zu treffen, die je nach der Art der zu schiit-
zenden personenbezogenen Daten geeignet sind,

1. Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanlagen,
mit denen personenbezogene Daten verarbeitet werden,
zu verwehren (Zugangskontrolle),

2. zu verhindern, daR Datentrager unbefugt gelesen, ko-
piert, verdndert oder entfernt werden kénnen (Datentré-
gerkontrolle),

3. die unbefugte Eingabe in den Speicher sowie die
Léschung gespeicherter personenbezogene Daten zu ver-
hindern (Speicherkontrolle),

4. zu verhindern, daR Datenverarbeitungssysteme mit Hilfe
von Einrichtungen zur Datentibertragung von Unbefug-
ten genutzt werden kdnnen (Benutzerkontrolle),

5. zu gewabhrleisten, daR die zur Benutzung eines Datenver-
arbeitungssystems Berechtigten ausschlief3lich auf die ih-
rer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen
kdnnen (Zugriffskontrolle),

6. zu gewadhrleisten, dal Uberpruft und festgestellt werden
kann, an welche Stellen personenbezogene Daten durch
Einrichtungen zur Dateniibertragung Gbermittelt werden
kdnnen (Ubermittlungskontrolle),

7. zu gewahrleisten, daB nachtraglich Gberprift und festge-
stellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu
welcher Zeit von wem in Datenverarbeitungssysteme ein-
gegeben worden sind (Eingabekontrolle),

8. zu gewadbhrleisten, dal personenbezogene Daten, die im
Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Wei-
sungen des Auftraggebers verarbeitet werden koénnen
(Auftragskontrolle),

9. zu verhindern, daR bei der Ubertragung personenbezoge-
ner Daten sowie beim Transport von Datentrégern die
Daten unbefugt gelesen, kopiert, verdndert oder geléscht
werden kénnen (Transportkontrolle),
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10. die innenbehdérdliche oder innerbetriebliche Organisation
S0 zu gestalten, daB sie den besonderen Anforderungen
des Datenschutzes gerecht wird (Organisationskontrolle).

*

Anlage 2
zu 8§ 6 Abs. 2 Datenschutzverordnung

Vertrag

flr die Benutzung einer privaten EDV-Anlage
zu dienstlichen Zwecken

(Bezeichnung der kirchlichen Stelle — vertreten durch),

nachfolgend Dienststelle genannt, und

Herrn/ Frau
(Nichtzutreffendes streichen)

nachfolgend Eigentiimer/Eigentimerin genannt,

schlieBen den folgenden Vertrag Uber die befristete Benut-
zung der privaten EDV-Anlage des Eigentiimers/der Eigen-
tumerin fur dienstliche Zwecke.

§1
Soft- und Hardware

Die durch diesen Vertrag betroffene eingebrachte Soft- und
Hardware ist nachfolgend vollstandig aufgefihrt:

Eingesetzte Software bzw. Anwendungssoftware

Sicherheitsssoftware/Version

Meni-System/Version

Textverarbeitung/Version

Tabellenkalkulation/Version

Datenbank/Version

Grafik/Version

sonstige Standardsoftware

selbsterstellte Programme / Anwendungen (Freigabe
gem. § 2 Allg. Verwaltungsanordnung tber Planung und
Genehmigung von MalRnahmen auf dem Gebiet der EDV
v.29.1.1995, GVOBL. S. 49)

Eingesetzte Hardware bzw. Betriebssoftware

Rechnertyp/Hersteller/Modell mit Gerdtenummer

Betriebssystem(e) /Version

Festplatte (nein/ja,, dann Anzahl/GroRe)

Diskettenlaufwerk (nein/ja,, dann Format (e))

andere Laufwerke (nein/ja,, dann Typ/Modell)

DruckeranschluB (nein/ja,, dann Hersteller/Druckertyp
mit Geratenummer)

CD-ROM-Laufwerk (nein/ja,, dann Typ/Modell)

MouseanschluB (nein/ja,, dann Typ/Maodell)

Monitor (Typ/Maodell mit Gerdtenummer)

Grafikkarte (Typ)

Tastatur (Typ mit Geratenummer)

§2
Eigentumsvorbehalte

Der Eigentiimer/Die Eigentiimerin erklart, dal Eigentums-
vorbehalte Dritter an der privaten EDV-Anlage nicht beste-
hen.

§3
Laufzeit des Vertrages

(1) Die Gultigkeit dieses Vertrages
beginnt am
und endet am

(2) Der Eigentumer/Die Eigentiimerin muf3 anerkennen
und sicherstellen, daf dienstlichen Daten jederzeit der Verfu-
gung der Dienststelle unterliegen. Der Dienststelle mul es je-
derzeit ermdglicht werden, dienstliche Daten zu léschen und
ggf. anderweitig zu nutzen und zu verarbeiten. Bei einer Be-
nutzung der privaten EDV-Anlage auflerhalb der Dienstrau-
me sind dienstliche Daten daher auf Datentrdgern zu spei-
chern, die Eigentum der Dienststelle sind.

(3) Die Vertragspartner sind berechtigt, den Vertrag ohne
Angabe von Grinden jederzeit vorzeitig zu kundigen. Die
Kundigung ist schriftlich gegentiber dem anderen Vertrags-
partner auszusprechen. Nach Ablauf der Gultigkeitsdauer
oder bei vorzeitiger Beendigung des Vertragsverhaltnisses ist
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die Benutzung der privaten EDV-Anlage fur dienstliche
Zwecke einzustellen und die private EDV-Anlage aus den
Dienstraumen zu entfernen.

(4) Verédnderungen an Hard- und Software wéhrend der
Laufzeit dieses Vertrages bedirfen der Vertragserganzung.

§4
Einhaltung des Datenschutzes

Der Eigentimer/Die Eigentumerin verpflichtet sich, im
Rahmen der dienstlichen und privaten Benutzung die Vor-
schriften des kirchlichen Datenschutzes zu beachten. Auch
die private Benutzung der EDV-Anlage unterliegt insofern
wahrend der Laufzeit dieses Vertrages der uneingeschrank-
ten Kontrolle durch die Dienststelle.

§5
Benutzung

(1) Die private EDV-Anlage darf nur fur die folgenden
dienstlichen Zwecke benutzt werden:

(2) Eine Erweiterung der Einsatzzwecke bedarf der vorheri-
gen Einwilligung durch die Dienststelle.

(3) Bei jeder dienstlichen Benutzung der EDV-Anlage sind
alle Arbeitsergebnisse, Zwischenergebnisse und Arbeitswege
so zu dokumentieren, daR sichergestellt ist, dal Vertretungen
oder Vorgesetzte jederzeit in der Lage sind, alle Arbeiten auch
ohne Benutzung der privaten EDV-Anlage nachzuvollziehen.
In begriindeten Einzelféllen hat der Eigentimer oder die Ei-
gentumerin der Vertretung die Benutzung der privaten EDV-
Anlage zur Wahrnehmung der Vertretung zu gestatten. Die
Gestattung ist aktenkundig zu machen.

(4) Wird die private EDV-Anlage aufierhalb der Dienstrau-
me benutzt, so ist der Zugriff von Unbefugten auf dienstliche
Daten, die auf Speichermedien (Festplatte, Diskettenlaufwerk
oder andere Laufwerke) der privaten EDV-Anlage gespei-
chert werden, durch folgende Vorkehrungen zu verhindern:

— z.B. keine Zugang fiir Dritte (z.B. Familienangehdrige)
z.B verschlossenes Arbeitszimmer

z.B. PaRwortschutz per Software (z. B. Safeguard)

§6
Datensicherung

(1) Der Eigentumer/Die Eigentumerin ist verpflichtet,
nach der Installation der privaten EDV-Anlage und danach in
regelméaRigen Abstdnden nach dem Generationenprinzip —
mindestens jedoch — eine komplette
Datensicherung durchzufiihren. Es sind alle Betriebssysteme,
Programme und Nutzerdaten zu sichern.

(2) Die Sicherungskopien sind unter VerschluRR aufzube-
wahren, bei Benutzung der privaten EDV-Anlage auflerhalb
der Dienstraume sind die Sicherungskopien jederzeit zugang-
lich fur die Dienststelle aufzubewahren. Fir die Sicherungs-

kopien gelten die gleichen Datensicherheitsanforderungen
wie fur die Originaldateien.

§7
Vernetzung

Eine Vernetzung der privaten EDV-Anlage mit anderen
EDV-Anlagen ist untersagt.

8§88
Datenaustausch

Die Dienststelle wird einen Datenaustausch tiber Hardwa-
rebestandteile (Diskette, Streamer, Wechselfestplatte, andere
Laufwerke) nur zulassen, wenn die erforderliche Sicherheit
gewahrleistet ist (keine Viren oder sonstige schadigende Ein-
flusse). Ansonsten darf ein Datenaustausch nur tUber Papier
durchgefuhrt werden.

§9
Verbrauchsmaterialien

Die Kosten fir Verbrauchsmaterialien werden durch die
Dienststelle nach dem Umfang der dienstlichen Benutzung
Ubernommen.

§10
Haftung

Die Dienststelle haftet bei Beschadigung, Zerstérung oder
Verlust der privaten, bereits installierten und hinsichtlich ih-
rer Einsetzbarkeit abgenommenen EDV-Anlage nur, wenn
der Schaden bei der dienstlichen Benutzung der Anlage durch
den Eigentimer/die Eigentiimerin oder durch Dritte einge-
treten ist. Dies gilt nicht, wenn der Eigentimer/die EigentU-
merin oder Dritte den Schaden zu vertreten haben oder Dritte
dem Eigentimer/der Eigentimerin gegeniiber zum Scha-
densersatz verpflichtet sind. Ist die private EDV-Anlage beim
Transport zur Dienststelle und von der Dienststelle, vor der
Installation in den Dienstraumen, bei der Benutzung zu pri-
vaten Zwecken durch den Eigentiimer/die Eigentiimerin
oder durch Dritte beschadigt oder zerstért worden oder ab-
handen gekommen, so wird dem Eigentimer/der Eigenti-
merin kein Ersatz geleistet. Die Dienststelle leistet auch keinen
Ersatz bei Abnutzungsschaden durch Gebrauch zu dienstli-
chen Zwecken.

Der Eigentimer/Die Eigentimerin bestétigt durch Unter-
schrift, auf die vorstehenden Haftungseinschrankungen hin-
gewiesen worden zu sein. Die schriftliche Bestatigung ist Vor-
aussetzung fur die Wirksamkeit dieses Vertrages.

(Ort, Datum)

(Eigentimer/Eigentimerin)

Fur die Dienststelle

(Unterschrift)

(Unterschrift)

Anlage 3
zu § 7 Abs. 1 Datenschutzverordnung
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Vereinbarung
Uber eine Datenverarbeitung im Auftrag

Zwischen

(Bezeichnung der kirchlichen Stelle — vertreten durch),

nachfolgend Auftraggeber genannt, und

(Bezeichnung),

nachfolgend Auftragnehmer genannt, wird folgende Verein-
barung geschlossen:

1.

3.1

3.2

3.3

3.4

Der Auftragnehmer verarbeitet flir den Auftraggeber im
Rahmen von dessen Weisungen auf seiner EDV-Anlage
Daten. Der Umfang der Datenverarbeitung (Arbeitsge-
biete, Leistungsumfang des Auftragnehmers und verar-
beitete Dateien) wird durch Anlage Al) zu dieser Verein-
barung verbindlich festgelegt.

Uber die dem Auftragnehmer iiberlassenen Daten und
die aus deren Verarbeitung entstehenden neuen Daten ist
ausschliefllich der Auftraggeber verfligungsberechtigt.
Eine anderweitige Verwendung der Daten ist nicht zul&s-
sig. Soweit er Datentrager zur Verfigung stellt, bleiben
diese in seinem Eigentum.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Bestimmungen
des kirchlichen Datenschutzrechts und die ergdnzenden
landeskirchlichen Regelungen einzuhalten.

Der Auftragnehmer unterstellt sich der Kontrolle durch
den kirchlichen Datenschutzbeauftragten.

Die EDV-Anlage des Auftragnehmers wird in der durch
Anlage B?) zu dieser Vereinbarung festgelegten Konfigu-
ration mit den dort zugelassenen Programmen (Hard-
und Software) und in den dort bestimmten Raumen ein-
gesetzt. Anderungen der Konfiguration sind dem Auf-
traggeber vorab mitzuteilen.

Der Auftragnehmer hat die Datenverarbeitung in der Re-
gel persdnlich durchzuftihren. Der Einsatz weiterer Per-
sonen bedarf der vorherigen Zustimmung des Auftragge-
bers. Sie missen dem Auftragnehmer oder dem Auftrag-
geber dienst- oder arbeitsrechtlich verpflichtet sein und
sich schriftlich zur Einhaltung des kirchlichen Daten-
schutzrechts verpflichtet haben. Werden Daten auf einem
PC verarbeitet, so darf auRer dem Auftragnehmer und
den Personen nach Satz 2 niemand Zugang zu der Daten-
verarbeitungsanlage haben. Eine Nutzung durch Dritte
(z. B. Familienangehdrige) hat zu unterbleiben.

1) muRB individuell vereinbart werden

2) muR individuell vereinbart werden, als Muster kann die Ubersicht
Uber die eingesetzte Software bzw. Anwendungssoftware und die
eingesetzte Hardware bzw. Betriebssoftware der Anlage 2 zu § 6
Abs. 2 Datenschutzverordnung genutzt werden.

3.5

Verarbeitet der Auftragnehmer auf der Datenverarbei-
tungsanlage auch andere Daten als solche des Auftragge-
bers, so sind diese Daten durch technische und organisa-
torische MafRnahmen von denen des Auftraggebers zu
trennen. Dies erfordert bei Personalcomputern den Ein-

3.6

41

4.2

satz eines besonderen Datenschutz- und Datensicher-
heitsprogramms nach dem jeweiligen Stand der Technik
und den Empfehlungen des Nordelbischen Kirchenam-
tes. Ein solches ist auch einzusetzen, wenn andere Perso-
nen an der Datenverarbeitungsanlage arbeiten.

Dieser Vertrag kann bei Verstol3 gegen die Vertragsbe-
stimmungen fristlos gektindigt werden.

Bei Beendigung des Auftragsverhéltnisses hat der Auf-
tragnehmer dem Auftraggeber seine Daten in der Form,
in der sie vorliegen (maschinenlesbar oder schriftlich)
herauszugeben und die bei ihm vorhandenen Daten zu
I6schen bzw. die Datentréager zu vernichten. Der Auftrag-
geber kann dies auch schon vor Ablauf der Kiindigungs-
frist jederzeit verlangen. Zuvor hat der Auftragnehmer
das Recht, sie zum Zwecke der Leistungsabrechnung aus-
zuwerten, wenn dies zur Wahrung seiner Interessen er-
forderlich ist und unverzuglich geschieht. Ein Zurtckbe-
haltungsrecht gegentiber dem Auftraggeber steht ihm
nicht zu.

Das Auftragsverhaltnis endet mit dem Tod des Auftrag-
nehmers. Ebenso endet das Auftragsverhéltnis, wenn der
Auftragnehmer ein kirchlicher Mitarbeiter ist, der aus sei-
nem Dienstbereich ausscheidet, wenn das Auftragsver-
héltnis im Zusammenhang mit seiner Tatigkeit steht.

Entstehen dem Auftraggeber oder einem Dritten durch
Fehler in der Auftragsdatenverarbeitung oder durch den
Einsatz fehlerhafter Hard-oder Software hierbei Schaden,
so hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber seine Scha-
den zu ersetzen und ihn von Schadensersatzanspriichen
Dritter freizustellen. Weitergehende Haftungsanspriiche
nach den allgemeinen Gesetzen bleiben unberihrt.

Diese Vereinbarung und Anderungen hierzu treten erstin
Kraft, wenn die erforderliche Genehmigung durch die
nach § 7 und 11 Datenschutzverordnung zusténdige Stel-
le erteilt ist.

(Ort, Datum)

(Auftragnehmer)

Fur den Auftraggeber

(Vorsitzender)

(weiteres Mitglied)

Anlage 4
zu § 15 Abs. 3 Datenschutzverordnung
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Bestellung
eines/einer Betriebsbeauftragten
fur den Datenschutz

geman § 15 Abs. 3 Datenschutzverordnung (NEK VO
DSG-EKD)

Herr/Frau
(Nichtzutreffendes streichen)

wird fur

(Name und Adresse der kirchlichen Stelle)

ab dem

zum/zur Betriebsbeauftrage/n fuir den Datenschutz bestellt.
Die Bestellung erfolgt fur 4 Jahre; Wiederberufung ist zulés-
sig.

Der/Die Beauftrage/r fir den Datenschutz hat die Ausfiih-
rung der Bestimmungen Uber den Datenschutz sicherzustel-
len und im Rahmen der Aufgaben nach § 22 Abs. 4 DSG-EKD
insbesondere

1. die ordnungsgeméaRe Anwendung der Datenverarbei-
tungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene Da-
ten verarbeitet werden sollen, zu tUiberwachen,

2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tatigen
Personen durch geeignete MaRnahmen mit den Bestim-
mungen Uber den Datenschutz, bezogen auf die besonde-
ren Verhéltnisse ihres Aufgabenbereichs, vertraut zu ma-
chen.

Der/Die Betriebsbeauftrage fiir den Datenschutz ist im Rah-
men der Datenschutzaufgaben weisungsfrei und darf wegen
dieser Téatigkeit nicht benachteiligt werden. Bei der Erfiillung

der Aufgaben wird er/sie von der Leitung der kirchlichen
Stelle unterstitzt.

In der Eigenschaft als Betriebsbeauftrage/r ist Herr/Frau

unmittelbar

(Bezeichnung des gesetzlich oder verfassungsmaRig berufenen
Gremiums und einer konkreten Person)

unterstellt.

(Ort, Datum)

Fur die Kkirchliche Stelle Einverstanden

(Vorsitzende/r) (Betriebsbeauftragte/r fiir den

Datenschutz)

(weiteres Mitglied)

Original an Mitarbeiter/Mitarbeiterin
1. Kopie zur Personalakte

2. Kopie gem. Datenschutzverordnung (NEK VO DSG-EKD) an den
oder die Beauftragten fiir den Datenschutz der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche, Dénische Strae 21/35, 24103 Kiel.

Bekanntmachungen

Tarifvertrage VKDA — NEK

Wir verdffentlichen nachstehend die folgenden vom Ver-
band kirchlicher und diakonischer Anstellungstrager Nordel-
bien (VKDA-NEK) geschlossenen Tarifvertrage, die in allen
Fallen gesondert, aber mit jeweils gleichem Wortlaut mit den
in den Abdrucken bezeichneten Mitarbeiterorganisationen
abgeschlossen wurden:

1. Anderungstarifvertrag Nr. 26 vom 18. August 1997 zum
Kirchlichen Angestelltenvertrag (KAT-NEK)

2. Anderungsvertrag Nr. 16 vom 18. August 1997 zum Kirch-
lichen Arbeitertarifvertrag (KarbT-NEK)

Der Inhalt der Tarifvertrage ist vom VKDA-NEK mit Rund-
schreiben Nr. 3/97 vom 17. Oktober 1997 bekanntgegeben
und erlautert worden.

Nordelbisches Kirchenamt
Im Auftrage
Schmar

Az.:3211-D 11

Anderungstarifvertrag Nr. 26
vom 18. August 1997
zum Kirchlichen Angestelltentarifvertrag (KAT-NEK)

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungstrager Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den geschaftsfihrenden Vorstand,

—einerseits —
und

der Gewerkschaft Offentliche Dienste, Transport und Verkehr
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nord

der Deutschen Angestellten Gewerkschaft
Landesverbdnde Hamburg und Schleswig-Holstein

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien

der IG Bauen-Agrar-Umwelt
Landesverband Nord
— andererseits —

wird auf der Grundlage der Tarifvertrage vom 05. November
1979 folgendes vereinbart:
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§1
Anderung des KAT-NEK

Der Kirchliche Angestelltentarifvertrag (KAT-NEK) vom
15. Januar 1982, zuletzt geandert durch den Anderungstarif-
vertrag Nr. 25 vom 07. November 1996, wird wie folgt geén-
dert:

1. a) §12 Absatz 3 wird gestrichen.
b) In Absatz 4 wird die Absatzbezeichnung ,,(4)” durch die
Absatzbezeichnung ,,(3)” ersetzt.

2. In § 36 Absatz 1 wird die Zahl ,,15” ersetzt durch die Zahl
167,

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt am 01. Oktober 1997 in Kraft.

Kiel, den 18. August 1997

Fur den Verband
kirchlicher und diakonischer
Anstellungstréger Nordelbien
(VKDA-NEK)

Far die
Gewerkschaften

Anderungstarifvertrag Nr. 16
vom 18. August 1997
zum Kirchlichen £Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK)

Zwischen

dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungstrager Nordelbien (VKDA-NEK),

vertreten durch den geschaftsfihrenden Vorstand,

— einerseits —
und

der Gewerkschaft Offentliche Dienste, Transport und Verkehr
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nord

der Deutschen Angestellten Gewerkschaft
Landesverbande Hamburg und Schleswig-Holstein

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien

der 1G Bauen-Agrar-Umwvelt
Landesverband Nord
— andererseits —

wird auf der Grundlage der Tarifvertrage vom 05. November
1979 folgendes vereinbart:

§1
Anderung des KArbT-NEK

Der Kirchliche Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK) vom
17. Mai 1982, zuletzt geandert £durch den Anderungstarifver-
trag Nr. 15 vom 07. November 1996, wird wie folgt £gedndert:
1. a) §12 Absatz 3 wird gestrichen.

b) In Absatz 4 wird die Absatzbezeichnung ,,(4)” durch die
Absatzbezeichnung ,,(3)” ersetzt.

2. In § 36 Absatz 1 wird die Zahl ,,15” ersetzt durch die Zahl
167,

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt am 01. Oktober 1997 in Kraft.

Kiel, den 18. August 1997

Fir den Verband
kirchlicher und diakonischer
Anstellungstrager Nordelbien
(VKDA-NEK)

Fur die
Gewerkschaften

Kirchenkreis Alt-Hamburg:

Errichtung des Kirchengemeindeverbandes
»EV.-luth. Kirchengemeindeverband Osterbek”

Die Kirchenvorstande der

Ev.-luth. Bodelschwinghgemeinde zu Hamburg-Winterhude,
Ev.-luth. Epiphaniengemeinde Hamburg,

Ev.-luth. Matthdusgemeinde zu Hamburg-Winterhude,
Ev.-luth. Kirchengemeinde Uhlenhorst

haben unter Zustimmung des Kirchenkreisvorstandes des
Ev.-luth. Kirchenkreises Alt-Hamburg sowie des Nordelbi-
schen Kirchenamtes die Errichtung des

Ev.-luth. Kirchengemeindeverbandes Osterbek

beschlossen. Die von den Mitgliedsgemeinden vereinbarte
und kirchenaufsichtlich genehmigte Satzung wird nachste-
hend bekanntgemacht. Mit dem Inkrafttreten der Satzung am
02. Januar 1998 besteht der Kirchengemeindeverband als Kor-
perschaft des 6ffentlichen Rechts.

Kiel, den 1. Dezember 1997

Nordelbischen Kirchenamt
Im Auftrag
Gorlitz

Az.:10 KGV Osterbek —R 1

Satzung
des Ev.-luth. Kirchengemeindeverbandes Osterbek

Satzung fur den Kirchengemeindeverband Osterbek

Praambel

Um die Erfillung der Aufgaben der Kirchengemeinden im
Blick auf die zukinftigen Herausforderungen angemessen
wahrnehmen zu kénnen und entsprechend neu zu gestalten,
errichten die unten genannten Kirchengemeinden in der
Osterbekregion einen Kirchengemeindeverband.

Dieser Kirchengemeindeverband hat das Ziel,

a) Arbeitsgebiete der Kirchengemeinden schrittweise zu ver-
gemeinschaften,
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b) die Grindung einer gemeinsamen Kirchengemeinde zur
Kirchenwahl im Jahre 2002 vorzubereiten.

Die Kirchengemeinden beschlielen fur diesen Zweck die
nachfolgende Satzung:

§1
Grundlage

(1) Die

Ev.-luth. Bodelschwinghgemeinde zu Hamburg-Winterhude,
Ev.-luth. Epiphaniengemeinde Hamburg,

Ev.-luth. Matthdusgemeinde zu Hamburg-Winterhude

und die

Ev.-luth. Kirchengemeinde Uhlenhorst

errichten einen Kirchengemeindeverband gem. Art. 51 ff. der
Verfassung der Nordelbischen Kirche.

(2) Er tragt den Namen ,Ev.-luth. Kirchengemeindever-
band Osterbek”.

§2
Aufgaben

(1) Dem Kirchengemeindeverband werden schrittweise
folgende Aufgaben Ubertragen:

Gottesdienstplanung

Kirchenmusik

Gebaudestrukturplanung und Gebaudenutzungsplanung
Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Konfirmandenarbeit

Kinderarbeit

Jugendarbeit

Erwachsenenarbeit

Altenarbeit

Sozialarbeit, insbesondere Sozialberatung

Arbeitsfelder Kultur und Kunst

Offentlichkeitsarbeit (incl. Gemeindebrief und Werbung)
Personalstrukturplanung

Fusionsplanung und Vorbereitung einer gemeinsamen Ge-
meindestruktur ab 2002

Kirchengemeindeverwaltung

(2) Eine Veradnderung der Aufgaben gem. Absatz 1 bedarf
der Zustimmung von 3/4 der anwesenden Mitglieder der Ver-
bandsvertretung.

Die Zustimmung der Kirchenvorstande ist vorher einzuho-
len.

Widerspricht ein Kirchenvorstand innerhalb von 8 Wochen
nach Bekanntgabe des Vorhabens durch den Verbandsaus-
schuf? nicht, gilt seine Zustimmung als erteilt.

(3) Die Pastorinnen und Pastoren in den Kirchengemein-
den bilden eine gemeinsame Pfarrkonferenz.

§3
Verbandsvertretung

(1) Die Verbandsvertretung besteht aus 12 Mitgliedern;
jeder Kirchenvorstand wéhlt aus seiner Mitte je 3 Mitglieder
sowie 3 stellvertretende Mitglieder, darunter mindestens je
ein Mitglied, das weder Pastorin oder Pastor noch hauptamt-
liche Mitarbeiterin oder hauptamtlicher Mitarbeiter ist.

Die stellvertretenden Mitglieder sind auch Ersatzmitglieder.

(2) Siewahltausihrer Mitte ein vorsitzendes Mitglied und
dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.

(3) Die Verbandsvertretung

a) beschlieRt Gber die Aufgaben des Kirchengemeindever-
bandes,

b) wahlt den Verbandsausschug,

c) beschliet den Haushalt und den Stellenplan des Verban-
des und nimmt die Jahresrechnung ab,

d) setzt die Umlage fest,

e) beaufsichtigt die Geschaftsfihrung des Verbandsaus-
schusses.

(4) Die Verbandsvertretung gibt sich eine Geschaftsord-
nung.

§4
Verbandsausschul

(1) Der Verbandsausschul? besteht aus 6 Mitgliedern, die
aus der Mitte der Verbandsvertretung gewahlt werden.

(2) Jede Kirchengemeinde soll durch mindestens 1 Mit-
glied vertreten sein.
Pastorinnen und Pastoren sowie hauptamtliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter durfen mit héchstens 3 Mitgliedern
vertreten sein.
Die Einzelheiten des Wahlverfahrens sind durch die Ge-
schaftsordnung der Verbandsvertretung zu regeln.

(3) Der Verbandsausschuf? wahlt aus seiner Mitte ein vor-
sitzendes Mitglied sowie dessen Stellvertreterin oder Stell-
vertreter.

(4) Der Verbandsausschuf? ist fur die Geschéaftsfiihrung
sowie fur alle Angelegenheiten des Kirchengemeindeverban-
des zustandig, soweit nicht die Verbandsvertretung zustan-
dig ist.

(5) Der Verbandsausschuf? gibt sich eine Geschaftsord-
nung.

§5
Finanzierung

(1) Zur Finanzierung der Aufgaben des Kirchengemeinde-
verbandes wird eine Umlage von den Kirchengemeinden er-
hoben; der Anteil wird nach dem Verhéaltnis der Summen aus
den Grund- und Erganzungszuweisungen festgesetzt. Uber-
schisse und Unterschiisse des Vorjahres sind zu beriicksich-
tigen.

(2) Besondere Ergénzungszuweisungen an Gemeinden fur
Arbeitsgebiete, die vergemeinschaftet sind, sind mit deren
Zweckbestimmung dem Kirchengemeindeverband in voller
Hohe zur Verfiigungzu stellen.

(3) Sollten sich die Gemeindezuweisungen durch eine
Neufassung der Finanzsatzung des Kirchenkreises grund-
satzlich verandern, ist die Anteilsquote durch die Verbands-
vertretung entsprechend neu zu fassen.

§6
Finanzausschul}

(1) Die Verbandsvertretung setzt einen Finanzausschuf
ein. Ihm gehdren die Vorsitzenden der Beeden (Ausschiisse
fur die standige Verwaltung) der Kirchengemeinden sowie
2 weitere Mitglieder an, die von der Verbandsvertretung aus
ihrer Mitte gewahlt werden.

(2) Der Finanzausschufd wahlt sich ein vorsitzendes Mit-
glied und dessen Stellvertreter oder Stellvertreterin.
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(3) Er berat den VerbandsausschuB in finanziellen Fragen,
pruft den Haushaltsplan und die Jahresrechnung des Kir-
chengemeindeverbandes und berichtet der Verbandsvertre-
tung dariiber. Im Rahmen der Beschliisse der Verbandsvertre-
tung beschlief3t er im Einvernehmen mit dem Verbandsaus-
schuR tber- und auflRerplanméfige Ausgaben.

87
Andere Ausschusse

(1) Der VerbandsausschuRR3 setzt fiir Verbandsaufgaben
Ausschusse ein, die den Verbandsausschuf? beraten und die
Arbeit der Aufgabenfelder begleiten.

(2) Thnen muR mindestens ein Mitglied des Verbandsaus-
schusses angehoren. Uber die Zahl der jeweiligen Mitglieder
und Uber die Kompetenzen des Ausschusses entscheidet der
Verbandsausschul? bei der Einrichtung eines Ausschusses.

§8
Satzungsénderungen

Diese Satzung kann nur mit 2/3-Mehrheit der Verbandsver-
tretung gedndert werden, wobei 3/4 ihrer satzungsgemafen
Mitglieder anwesend sein mussen.

§9
Vorzeitige Gemeindezusammenschlisse

(1) Bei einer Fusion von einzelnen Gemeinden schon vor
den Neuwahlen im Jahre 2002 bleibt die Zusammensetzung
von Verbandsvertretung und Verbandsausschufl zunachst
unberihrt.

(2) Aus der Verbandsvertretung ausscheidende Mitglieder
der fusionierten Gemeinden werden solange nicht ersetzt, bis
die Zahl von 3 Mitgliedern der neuen Gemeinde bei der Ver-
bandsvertretung erreicht ist. Die Gesamtzahl der Verbands-
vertretungsmitglieder ist entsprechend neu festzulegen.

(3) Die Gesamtzahl der VerbandsausschuBmitglieder ist
beim Ausscheiden von Mitgliedern aus den fusionierten Ge-
meinden so anzupassen, dal die Bestimmungen aus § 4
Abs. 2 eingehalten werden und seine Mitglieder in der Ver-
bandsvertretung nicht die Mehrheit haben.

(4) Die anteilige Umlage verandert sich gem. den Bestim-
mungen in § 5.

8§10
Stellenplane und - besetzungen

(1) Die in den Stellenpldnen der Gemeinden zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Satzung besetzten Stellen fur
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden als Stellen der je-
weiligen Gemeinden weitergefuhrt. Sie kdnnen Uber den
Haushalt des Verbandes finanziert werden, sofern es sich
um vergemeinschaftete Arbeitsfelder handelt.

(2) Stellen des Kirchengemeindeverbandes durfen nur er-
richtet und besetzt werden, wenn die damit verbundene Stei-
gerung der Verbandsumlage die Erfullung der bestehenden
eigenen rechtlichen Verpflichtungen der beteiligten Kirchen-
gemeinden nicht geféhrdet.

(3) BeiFreiwerden von Stellen gem. §2 Abs.1istdurch den
Verbandsausschuf? im Benehmen mit dem betroffenen Kir-
chenvorstand zu prufen, ob

a) eine Fortfithrung und Wiederbesetzung sinnvoll ist und

b) fur diesen Fall die Stelle im Stellenplan des Verbandes ein-
gerichtet wird.

(4) Innerhalb einer Prifungsfrist von 6 Wochen nach der
Bekanntgabe des Freiwerdens durch den Kirchenvorstand an
den Verbandsausschul ist die Wiederbesetzung einer Stelle
ohne Einvernehmen zwischen Kirchenvorstand und Ver-
bandsausschull unzuléssig.

§11
Aufnahme weiterer Mitglieder

(1) Weitere Kirchengemeinden kdnnen durch BeschluR ih-
res Kirchenvorstands in den Kirchengemeindeverband aufge-
nommen werden, wenn die Verbandsvertretung mit 2/3 ihrer
Mitglieder der Aufnahme zustimmt.

(2) Die Mitgliederzahlen von Verbandsvertretung und
Verbandsausschuf? sind entsprechend anzupassen.

§12
Ausscheiden aus dem Verband

(1) Ein Kirchenvorstand kann mit einer Frist von einem
3/4Jahr zum Ablauf des Kalenderjahres durch schriftliche Er-
klarung gegentiber dem Verbandsausschuf? das Ausscheiden
seiner Kirchengemeinde aus dem Kirchengemeindeverband
erklaren.

(2) Eine Vermogensauseinandersetzung findet nur hin-
sichtlich eines Ausgleichs entstandener

Fehlbetrage statt, soweit nicht in Einzelfallen vertraglich
Sondervereinbarungen getroffen sind.

(3) Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des VVerbandes
sind von der ausscheidenden Kirchengemeinde bis zur Been-
digung des Arbeitsverhéltnisses der jeweiligen Mitarbeiterin
oder des jeweiligen Mitarbeiters die Beziige in dem Umfang
zu erstatten, wie die Inhaberin oder der Inhaber der entspre-
chenden Stelle mit der Wahrnehmung von Aufgaben fir die
ausscheidende Kirchengemeinde betraut war. Hieriber ist
vor dem Ausscheiden eine Regelung zu treffen.

(3) Kooperationen und andere gemeinsame Vereinbarun-
gen bleiben unberihrt.

(4) Die Mitgliederzahlen von Verbandsvertretung und
Verbandsausschuf? sind entsprechend neu festzusetzen.

8§13
Auflésung des Verbandes

(1) Der Verband kann nur aufgeldst werden, wenn 374 der
beteiligten Kirchengemeinden tber ihre Kirchenvorsténde
dies beschlielRen. Dieser Beschlufl bedarf der Zustimmung des
Kirchenkreisvorstands und des Nordelbischen Kirchenamtes.

(2) Ferner ist der Verband unbeschadet erforderlicher Zu-
stimmungen und Genehmigungen dann aufgeltst, wenn die
beteiligten Kirchengemeinden sich zu einer neuen Kirchenge-
meinde zusammenschliel3en. Bestehende Arbeitsverhéltnisse
des Kirchengemeindeverbandes gehen auf die neue Kirchen-
gemeinde Uber.

§14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach Zustimmung aller Kirchenvorstan-
de und nach Zustimmung des Kirchenkreisvorstands des Kir-
chenkreises Alt-Hamburg sowie des Nordelbischen Kirchen-
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amtes am Tage nach der Verkiindung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt in Kraft.

Hamburg, den 22. September 1997
Der Verbandsausschuf3

gez. Denecke, Pastor
(Vorsitzender)

gez.Ingrid Mahmens
(Mitglied)

Urkunde
uber die Aufhebung
der Ev.-luth. Apostelkirche zu Hamburg,
der Ev.-luth. Gemeinde der Bethlehem-Kirche zu Hamburg,
der Christuskirche Hamburg-Eimsbuttel und
der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Stephanus
sowie Neubildung
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Eimsbdittel

Aufgrund der Beschlisse der Kirchenvorstande der Ev.-
luth. Apostelkirche zu Hamburg, der Ev.-luth. Gemeinde der
Bethlehem-Kirche zu Hamburg, der Christuskirche Ham-
burg-Eimsbuttel und der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Ste-
phanus sowie

des Kirchenkreisvorstandes des Ev.-luth. Kirchenkreises
Alt-Hamburg wird gem. Artikel 10 der Verfassung angeord-
net:

81

Die Ev.-luth. Apostelkirche zu Hamburg, die Ev.-luth. Ge-
meinde der Bethlehem-Kirche zu Hamburg, die Christuskir-
che Hamburg-Eimsbuttel und die Ev.-luth. Kirchengemeinde
St. Stephanus werden aufgehoben.

§2
Flr das Gebiet der aufgehobenen Kirchengemeinden wird
die
»EV.-luth. Kirchengemeinde Eimsbuttel”

neu gebildet.

§3

Die Ev.-luth. Kirchengemeinde Eimsbuttel ist Gesam-
trechtsnach-folgerin der aufgehobenen Ev.-luth. Apostelkir-
che zu Hamburg, Ev.-luth. Gemeinde der Bethlehem-Kirche
zu Hamburg, Christus-kirche Hamburg-Eimsbuttel und Ev.-
luth. Kirchengemeinde St. Stephanus.

§4

Die Pfarrstellen der aufgehobenen Kirchengemeinden ge-
hen wie folgt auf die Ev.-luth. Kirchengemeinde Eimsbittel
Uber:

1. Die erste Pfarrstelle der Christuskirche Hamburg-Eims-
buttel wird erste Pfarrstelle.

2. Die zweite Pfarrstelle der Christuskirche Hamburg-Eims-
battel wird zweite Pfarrstelle.

3. Die dritte Pfarrstelle der Christuskirche Hamburg-Eims-
buttel wird dritte Pfarrstelle.

4. Die erste Pfarrstelle der Ev.-luth. Gemeinde der Beth-
lehem-Kirche zu Hamburg wird vierte Pfarrstelle.

5. Die zweite Pfarrstelle der Ev.-luth. Gemeinde der Beth-
lehem-Kirche zu Hamburg wird funfte Pfarrstelle.

6. Die erste Pfarrstelle der Ev.-luth. Apostelkirche zu Ham-
burg wird sechste Pfarrstelle.

7. Die zweite Pfarrstelle der Ev.-luth. Apostelkirche zu
Hamburg wird siebente Pfarrstelle.

8. Die dritte Pfarrstelle der Ev.-luth. Apostelkirche zu Ham-
burg wird achte Pfarrstelle.

9. Die erste Pfarrstelle der Ev.-luth.
St. Stephanus wird neunte Pfarrstelle.

Kirchengemeinde

10. Die zweite Pfarrstelle der Ev.-luth.
St. Stephanus wird zehnte Pfarrstelle.

11. Die dritte Pfarrstelle der Ev.-luth.
St. Stephanus wird elfte Pfarrstelle.

Kirchengemeinde

Kirchengemeinde

§5

Die Zusammensetzung des Kirchenvorstandes der Ev.-
luth. Kirchengemeinde Eimsbuttel richtet sich bis zum Ende
der laufenden Amtszeit nach § 52 des Wahlgesetzes vom
04.02.1995 (GVORBI. S. 51).

§6

Die Zusammensetzung der Kirchenkreissynode Alt-Ham-
burg bleibt unveréndert.

87
Die Urkunde tritt zum 1. Januar 1998 in Kraft.

Kiel, 8. Dezember 1997

Nordelbisches Kirchenamt
Im Auftrag
Gorlitz

Az.:10 KG Eimsbittel -R 1 /R 2

Urkunde
Uber die Aufhebung
der Ev.-luth. Dreifaltigkeits-Kirchengemeinde
zu Lubeck-Kicknitz,
der Ev.-luth. St.Johannes-Kirchengemeinde
in Lubeck-Kucknitz
und der Ev.-luth. St. Michaels-Kirchengemeinde
in Lubeck-Siems
sowie Neubildung der
Ev.-luth. Kirchengemeinde Kucknitz

Aufgrund der Beschlisse der Kirchenvorstande der Ev.-
luth. Dreifaltigkeits-Kirchengemeinde zu Lubeck-Kicknitz,
der Ev.-luth. St.Johannes-Kirchengemeinde in Libeck-Kick-
nitz und der Ev.-luth. St. Michaels-Kirchengemeinde in LiU-
beck-Siems sowie

des Kirchenkreisvorstandes des Ev.-luth. Kirchenkreises
Lubeck wird gem. Artikel 10 der Verfassung angeordnet:

81

Die Ev.-luth. Dreifaltigkeits-Kirchengemeinde zu Libeck-
Kucknitz, die Ev.-luth. St.Johannes-Kirchengemeinde in L{-
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beck-Kucknitz und die Ev.-luth. St. Michaels-Kirchengemein-
de in Lubeck-Siems werden aufgehoben.

§2

Fir das Gebiet der aufgehobenen Kirchengemeinden wird
die

»EV.-luth. Kirchengemeinde Kiicknitz”
neu gebildet.

§3

Die Ev.-luth. Kirchengemeinde Kucknitz ist Gesamtrechts-
nach-folgerin der aufgehobenen Ev.-luth. Dreifaltigkeits-Kir-
chen-gemeinde zu Lubeck-Kucknitz, Ev.-luth. St.Johannes-
Kirchen-gemeinde in Lubeck-Kiicknitz und Ev.-luth. St. Mi-
chaels-Kirchen-gemeinde in Libeck-Siems.

§4

Die Pfarrstellen der aufgehobenen Kirchengemeinden ge-
hen wie folgt auf die Ev.-luth. Kirchengemeinde Kucknitz
Uber:

1. Die erste Pfarrstelle der StJohannes-Kirchengemeinde
wird erste Pfarrstelle.

2. Die erste Pfarrstelle der St. Michaels-Kirchen-gemeinde
wird zweite Pfarrstelle.

3. Die erste Pfarrstelle der Dreifaltigkeits-Kirchen-gemeinde
wird dritte Pfarrstelle.

4. Die zweite Pfarrstelle der St.Johannes-Kirchen-gemeinde
wird vierte Pfarrstelle.

5. Die zweite Pfarrstelle der Dreifaltigkeits-Kirchen-gemein-
de wird fuinfte Pfarrstelle.

6. Die zweite Pfarrstelle der St. Michaels-Kirchen-gemeinde
wird sechste Pfarrstelle.

§5

Die Zusammensetzung des Kirchenvorstandes der Ev.-
luth. Kirchengemeinde Kicknitz richtet sich bis zum Ende der
laufenden Amtszeit nach § 52 des Wahlgesetzes vom
04.02.1995 (GVORBI. S. 51).

§6

Die Zusammensetzung der Kirchenkreissynode Lubeck
bleibt unveréndert.

87
Die Urkunde tritt zum 1. Januar 1998 in Kraft.

Kiel, 8. Dezember 1997

Nordelbisches Kirchenamt
Im Auftrag
Gorlitz

Az.:10 KG Kicknitz Libeck-R I /R 1

Urkunde
Uber die Auflésung
der Ev.-Luth. Vicelin-Kirchengemeinde Hamburg-Sasel
und der Ev.-Luth. Lukaskirchengemeinde Sasel-Std
sowie Neubildung
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sasel

Aufgrund der Beschliisse der Kirchenvorstande der Ev.-
Luth. Vicelin-Kirchengemeinde Hamburg-Sasel und der Ev.-
Luth. Lukaskirchengemeinde Sasel-Suid sowie des Kirchen-
kreisvorstandes des Ev.-Luth. Kirchenkreises Stormarn wird
geman Artikel 10 der Verfassung angeordnet:

§1

Die Ev.-Luth. Vicelin-Kirchengemeinde Hamburg-Sasel
und die Ev.-Luth. Lukaskirchengemeinde Sasel-Stud werden
aufgehoben.

§2

Fir das Gebiet der aufgehobenen Kirchengemeinden wird
die

»Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sasel”
neu gebildet.

83

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sasel ist Gesamtrechts-
nachfolgerin der aufgehobenen Ev.-Luth. Vicelin-Kirchenge-
meinde Hamburg-Sasel und der Ev.-Luth. Lukaskirchenge-
meinde Sasel-Sud.

84

Die Pfarrstellen der aufgehobenen Kirchengemeinden ge-
hen wie folgt auf die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sasel Gber:

1. Die erste Pfarrstelle der aufgehobenen Ev.-Luth. Vicelin-
Kirchengemeinde Hamburg-Sasel wird erste Pfarrstelle.

2. Die zweite Pfarrstelle der aufgehobenen Ev.-Luth. Vicelin-
Kirchengemeinde Hamburg-Sasel wird zweite Pfarrstelle.

3. Die erste Pfarrstelle der aufgehobenen Ev.-Luth. Lukaskir-
chengemeinde Sasel-Sud wird dritte Pfarrstelle.

4. Die zweite Pfarrstelle der aufgehobenen Ev.-Luth. Lukas-
kirchengemeinde Sasel-Suid wird vierte Pfarrstelle.
§5

Die Zusammensetzung des Kirchenvorstandes der Ev.-
Luth. Kirchengemeinde Sasel richtet sich bis zum Ende der
laufenden Amtszeit nach § 52 des Wahlgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. Februar 1995 (GVOBI.
S. 51).

§6

Die Zusammensetzung der Kirchenkreissynode Stormarn
bleibt unveréndert.

87
Die Urkunde tritt mit Ablauf des 31.12.1997 in Kraft.
Kiel, 17. Oktober 1997

Nordelbisches Kirchenamt
Im Auftrag
Gorlitz

Az.:10KG Sasel-R1/R1I
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Freigabe des EDV-Programms
,EBS-FINANCIALS”

Kiel, den 8. Dezember 1997

Das kaufménnische Finanzbuchhaltungsprogramm EBS-
FINANCIALS der EBS Software GmbH, Neu-Ulm, wird
gemal § 2 der Allgemeinen Verwaltungsanordnung uber
Planung und Genehmigung von MaRnahmen auf dem Gebiet
der elektronischen Datenverarbeitung vom 29.01.1995
(GVOBI. der NEK, Seite 49) vom Nordelbischen Kirchenamt
zur Nutzung freigegeben.

Weitere Auskiinfte erteilt das Nordelbische Kirchenamt —
Dez. R — Herr Dr. Pomrehn.

Nordelbisches Kirchenamt
Im Auftrag
Dr. Pomrehn

Az.:0551-91-R IV

Satzung
der Theodor-Gerlach-Stiftung
in der Fassung vom 11. November 1997

Die Kirchenleitung hat auf ihrer Sitzung am 11. November
1997 die Satzung der Theodor-Gerlach-Stiftung (Beschluf3 der
Vorlaufigen Kirchenleitung vom 10. Mai 1977 — TOP 3.4) ge-
andert. Der sich aus diesen Anderungen ergebende neue
Wortlaut der Satzung wird nachstehend bekannt gemacht.

Kiel, den 08.12.1997

Nordelbisches Kirchenamt
Prof. Dr. Blaschke
Prasident

Az.:8125-VHI/H1

Satzung
Theodor-Gerlach-Stiftung
in der Fassung vom 11.11.1997

§1

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche errichtet die rechtlich
unselbstdndige Theodor-Gerlach-Stiftung.

§2

(1) Zweck der Stiftung ist es, in Not geratene Pastoren/Pa-
storinnen, deren Familien sowie in Ruhestand lebende Pasto-
ren/Pastorinnen und kirchliche Mitarbeiter/Mitarbeiterin-
nen der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs zu unterstuit-
zen.

(2) Isteine Unterstlitzung nach Abs. 1 nicht mdglich, so soll
die Stiftung die Kindernothilfe in Duisburg, wenn dies un-
moglichist, das Nordelbische Diakonische Werk e. V. férdern.

83

Das Vermdgen der Stiftung besteht aus dem ihr vom Stifter
Gerlach zugewendeten Kapital in H6he von DM 100.000,--.
Dem Stiftungsvermoégen wachsen die nicht verbrauchten Zin-
sen zu. Die Stiftung kann auch Zuwendungen dritter juristi-
scher oder natirlicher Personen fur die unter § 2 bezeichneten
Zwecke annehmen.

§4
(1) Von den Zinsen der Stiftung werden einmalige Beihil-
fen gewaéhrt.

(2) Im Einzelfall kénnen je nach den vorhandenen Mitteln
und dem Bedurfnis der zu Unterstiitzenden auch monatlich
wiederkehrende Zuschisse gewahrt werden.

85

Die Verwaltung der Stiftung obliegt dem Nordelbischen
Kirchenamt.

86

(1) Deas Stiftungskapital wird als zweckbestimmtes Fonds-
vermogen vom Nordelbischen Kirchenamt der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche verwaltet. Die Kosten der Verwaltung
werden vom Nordelbischen Kirchenamt getragen.

87

Die Rechnungsprifung obliegt dem Rechnungsprufung-
samt der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche.

§8

Die Zinsen des Stiftungskapitals werden einmal jahrlich,
maoglichst zum letzten Vierteljahr des Kalenderjahres, an die
Kindernothilfe in Duisburg ausgekehrt, sofern nicht eine Auf-
stockung des Stiftungsvermogens notwendig ist.

89

Ist die Erfullung des Stiftungszwecks nicht mehr méglich,
so soll das Kapital dem Nordelbischen Diakonischen Werk
e.V. zuflieRen. Die Kirchenleitung beschlief3t Giber die Auflo-
sung der Stiftung.

§10
Anderungen dieser Satzung beschlieft die Kirchenleitung.

Satzung
Stipendium Harmsianum
in der Fassung vom 11. November 1997

Die Kirchenleitung hat auf ihrer Sitzung am 11. November
1997 die Satzung Stipendium Harmsianum (Kirchliches Ge-
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setz- und Verordnungsblatt vom 16. April 1963, Seite 43)
geandert. Der sich aus diesen Anderungen ergebende neue
Wortlaut der Satzung wird nachstehend bekannt gemacht.

Kiel, den 08.12.1997

Nordelbisches Kirchenamt
Prof. Dr. Blaschke
Prasident

Az.:8121-VHI/H1

Satzung
Stipendium Harmsianum
in der Fassung vom 11.11.1997

81

Die in dem Fonds Stipendium Harmsianum zusammenge-
fallten Kapitalien sind Sondervermogen der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche.

§2

(1) Aus den Ertragen des Fondsvermdgens sind an wissen-
schaftlich befahigte Theologen der Christian-Albrechts-Uni-
versitat Stipendien zur wissenschaftlichen Fortbildung oder
zu Studienreisen zu verleihen.

(2) Das Stipendium Harmsianum verfolgt ausschlieflich
und unmittelbar gemeinnitzige, mildtatige und Kkirchliche
Zwecke im Sinne der Abgabenordnung.

§3

(1) Die Entscheidung Uber die Vergabe obliegt dem Vor-
stand der S.T.O.A, Societas Theologicum Ordinem Adiuvan-
tium — Forderverein Theologischer Fakultét e. V. Dem Nord-
elbischen Kirchenamt ist dariiber zu berichten.

(2) Kommt es zur Auflésung des Vereins, geht die Ent-
scheidung nach Absatz 1 auf das Nordelbische Kirchenamt
Uber.

84

Das Fondsvermdgen ist in seinem Bestand zu erhalten.
Uber die Anlage entscheidet das Nordelbische Kirchenamtim
Einvernehmen mit dem Vorstand der S.T.O.A. Die Zinsertra-
ge des Fondsvermdgens sind an dem Vorstand der S.T.O.A.
zu Uberweisen.

85

(1) Die Rechnungs- und Kassenflihrung obliegt dem Nord-
elbischen Kirchenamt.

(2) Das Nordelbische Kirchenamt teilt dem Vorstand der
S.T.O.A. bis zum 15. Februar jeden Jahres den Betrag mit, der
nach Abzug etwaiger Unkosten fur die Vergabe von Stipen-
dien zur Verfugung steht.

(3) Die Jahresrechnung ist dem Vorstand der S.T.O.A. und
dem Rechnungsprifungsamt vorzulegen.

86

(1) Das Stipendium ist bis zum 1. Juni eines jeden Jahres in
Hohe der im Vorjahre aufgelaufenen Zinsen und sonstigen
Ertrage abziglich der entstandenen Unkosten zu verleihen.
Der Zeitpunkt der Auszahlung ist den Zielen und Zwecken
des Stipendiums entsprechend festzulegen.

(2) Das Stipendium wird auf Antrag erteilt. Der Bewer-
ber/die Bewerberin hat dazu anzugeben, wozu er/sie das Sti-
pendium verwenden will. Dem Antrag sind der Lebenslauf
und die vorhandenen Zeugnisse iber die Ablegung der ersten
theologischen Prifung und etwaiger weiterer kirchlicher und
sonstiger Prifungen, aus denen sich die wissenschaftliche Be-
fahigung des Bewerbers/der Bewerberin ergibt, beizuftigen.

(3) Der Stipendiat/die Stipendiatin hat dem Vorstand der
S.T.O.A. Uber seine/ihre wissenschaftliche Fortbildung bzw.
Uber seine/ihre Studienreise nach deren Abschluf? in Form
einer schriftlichen Arbeit zu berichten.

(4) Das Stipendium kann demselben Bewerber/derselben
Bewerberin auch mehrfach verliehen werden, wenn er/sie die
Voraussetzung fur die Verleihung weiterhin erfullt und eine
Fortsetzung der Studien im kirchlichen Interesse liegt. Eine
Anwartschaft auf das Stipendium darf im voraus nicht erteilt
werden.

(5) Wird das Stipendium in einem Jahre nicht verliehen, so
hat der Vorstand der S.T.O.A. dartber zu entscheiden, ob es
dem Fondsvermégen zu dessen VergroRerung zugefihrt
oder in dem folgendem Jahr als zusatzliches Stipendium bzw.
zur Erhéhung des dann anstehenden Stipendiums verwendet
werden soll.

§7

Eine Anderung dieser Satzung bedarf eines Beschlusses der
Kirchenleitung.

Pfarrstellenerrichtungen

5. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Barmstedt, Kirchenkreis
Rantzau (mit Wirkung vom 01.01.1998).

Az: 20 Barmstedt (5)-P 11 /P 3

2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Enge und Stedesand,
Kirchenkreis Stidtondern (mit Wirkung vom 1.12.1997)

Az.: 20 Enge und Stedesand (2)-P1/P 3

4. Pfarrstelle der St. Nikolai-Kirchengemeinde in ElImshorn,
Kirchenkreis Rantzau (mit Wirkung vom 1.1.1998).

Az.: 20 St. Nikolai-Kirchengemeinde in EImshorn (4)
-PII/P3
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Pfarrstelle des Kirchenkreises Stormarn fiir Personalent- Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels
wickiung {mit Wirkung vom 1. Dezember 1997).

Az.: 20 Personalentwicklung KK Stormarn ~ P [ / P2 ) Die .Emfuhrung d'er 11:1cl.15tehegd abgedruckien I'}lI‘Ch[;‘ll-
siegel ist durch das Nordelbische Kirchenamt genehmigt wor-
den.

Kiel, den 8, Dezember 1947

Pfarrstellenaufhebungen
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sasel

1. Pfarrstelle des Kirchenkreises Rantzau fir Religionsun- Kirchenlkreis Stormarn
terricht in Gymnasien in Elmshorn {mit Wirkung vom
1.12.1997),

Az.: 20 Religionsunterricht in Gymnasien in Elmshorn (1)
~-PH/P3

2. Pfarrstelle des Kirchenkreises Rantzau Hir Religions-
unterricht in Gymnasien in Elmshorn (mit Wirkung vom
1.12.1997).

Az.; 20 Refigionsunterricht in Gymnasien in Elmshorn (2) Nordelbisches Kirchenamt

-PII/P3 Im Auftrage

Gorlitz

Az 19153 ~-KGSasel RII / KR 2
Pfarrstelle des Kirchenkreises Rantzau fiir Gemeinde-

padagogik (mit Wirkung vom 1.12.1997),

Az.: 20 Gemeindepédagogik Rantzau—-P 11 / P 3

Ungiiltigkeitserkldrung eines Siegelstempels

[n der Ev.-Luth. Stephans-Kirchengemeinde Schenefeld im
Kirchenkreis Blankenese ist durch Einbruchdiebstahl im No-
vember 1997 der nachstehend abgebildete Siegelstempel ver-
lorengegangen. Er wird hiermit nach § 19 Abs. 1 Siegelord-
nung auler Geltung gesetzt.

Stephans-Kirchengemeinde Schenefeld

Kiel, den 2. Dezember 1997

Nordelkisches Kirchenamt
Im Auftrag
Gorlitz

Az.: 9153 - Stephans-Kirchengemeinde Schenefeld
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Stellenausschreibungen

Pfarrstellenausschreibungen

InderKirchengemeinde Jakobi-Ost in Kiel imKir-
chenkreis Kiel ist die Pfarrstelle zum 1.4.1998 mit einem Pa-
stor oder einer Pastorin oder einem Pastorenehepaar in einem
jeweils eingeschrankten Dienstverhaltnis (50 %) zu besetzen.
Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes.

Es handelt sich um eine typische Innenstadtgemeinde mit
rd. 2.500 Gemeindegliedern, die sich dadurch auszeichnet,
dafB sie in enger Gemeinschaft mit der Kirchengemeinde Jako-
bi-West (1 Kirche, aber 2 Kirchenvorstande) lebt. Sie ist luth.-
volkskirchlich gepréagt. Ein Schwerpunkt der Arbeit sind gut
besuchte Gottesdienste. Die Gemeinde ist Tréger einer Halb-
tags-Kindertagesstatte im modernen Gemeindehaus. Bereit-
schaft, die dort geleistete padagogische Arbeit zu begleiten,
wird vorausgesetzt. Ebenso Seelsorge und monatliche Gottes-
dienste in einem grolRen Alten- und Pflegeheim und ange-
schlossenen Servicehausern. Ein hauptamtlicher Kirchenmu-
siker ist tatig (u. a. regelméaRige musikalische Andachten),
ebenso eine teilzeitbeschéftigte Gemeindesekretérin. Der Ki-
sterdienst wird ehrenamtlich versehen.

Mit der Pfarrstelle verbunden ist der Auftrag zur Seelsorge
in der Parkklinik (kleinere Privatklinik). Okumenische Zu-
sammenarbeit insbesondere mit der kathl. Nachbargemeinde
St. Nikolaus hat Tradition.

Eine moderne, gerdumige Dienstwohnung ist im Gemein-
dehaus vorhanden und sollte bezogen werden.

Bewerbungen mit ausfuhrlichem, handgeschriebenen Le-
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei-
ses Kiel, Falckstral3e 9, 24103 Kiel.

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen.
Auskunfte erteilen der stellvertretende Vorsitzende des Kir-
chenvorstandes, Herr Hans Jurgen Bonke, Tel. 0431/5952733
(dienstl.) bzw. 0431/561510 (privat), und Propst Mackensen,
Tel. 0431/9060232.

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erschei-
nen dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes.

Az.: 20 Jakobi-Ost in Kiel =PI /P 1

In der Kirchengemeinde Krummesse im Kirchen-
kreis Herzogtum Lauenburg ist die 2. Pfarrstelle vakant und
baldmaoglichst mit einer Pastorin oder einem Pastor in einem
eingeschrénkten Dienstverhaltnis (50 %) zu besetzen.

Die Besetzung erfolgt durch bischéfliche Ernennung.

Die Kirchengemeinde Krummesse / Lauenburg umfalit
insgesamt 1 1/2 Pfarrstellen. Die Zahl der Gemeindeglieder
betragt knapp 3.800 Seelen. Neben der St. Johanniskirche in
Krummesse existiert in Kronsforde mit der Adventskapelle
eine zweite Predigtstelle. Zur Kirchengemeinde Krummesse
gehdren neben dem Ort Krummesse neun weitere, meist klei-
nere Dorfer, die sich um den Ort Krummesse herum gruppie-
ren und bis auf zwei AufRenddrfer zum Bezirk der 2. Pfarrstel-
le gehdren.

Krummesse selbst liegt vor den Toren Lubecks in stdlicher
Richtung und ist einbezogen in das 6ffentliche Nahverkehrs-

system der Hansestadt. Es hat eine sehr gute Infrastruktur
und ist Zuzugsgebiet.

Gesucht wird zum 1. Februar 1998 oder spéter ein Pastor /
eine Pastorin, der / die bereit ist, mit den haupt- und ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kollegial zu-
sammenzuarbeiten, sich zweier bestehender Kinder- und Ju-
gendgruppen anzunehmen, daruber hinaus offene Jugendar-
beit anzubieten und schlief3lich das privat geftihrte Alten- und
Pflegeheim in Grinau mit dem Besuchskreis der Kirchenge-
meinde zusammen zu betreuen.

Bewerbungen mit ausfiihrlichem, handgeschriebenen Le-
benslauf sind zu richten an den Herrn Bischof flir den Spren-
gel Holstein-Libeck tber den Herrn Propst des Kirchenkrei-
ses Herzogtum Lauenburg, Méllner StraRe 19, 23909 Ratze-
burg.

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen.
Auskinfte erteilen Pastor Ulrich Kaufmann, VVorsitzender des
Kirchenvorstandes, Tel. 045 08 / 15 02, Frau Dr. Roosen-Run-
ge, stellvertretende Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Tel.
04508 / 14 41, sowie Propst Godzik, Tel. 04541 /5188 93 -0.

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes.

Az.: 20 Krummesse (2)-P 11 /P 3

In der Kirchengemeinde Henstedt-Ulzburg im
Kirchenkreis Neumunster wird die 1. Pfarrstelle mit dem
Dienstsitz in Henstedt (Erldserkirche im Ortsteil Henstedt)
vakant und ist mit einem Pastor oder einer Pastorin zu beset-
zen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstan-
des.

Zu dem Pfarrbezirk in Henstedt, der auch das Dorf Waken-
dorf Il umfalit, gehéren 3.000 Gemeindeglieder. Zentraler
Mittelpunkt allen Gemeindelebens ist die allsonntéglich gefei-
erte Evangelische Messe nach Agende | in liturgischen Ge-
wandern.

Der Kirchenvorstand wiinscht sich einen Pastor, der in der
festen Bindung an Schrift und Bekenntnis die Menschen mit
dem Evangelium vertraut macht und den missionarischen
Gemeindeaufbau in allen Bereichen kirchlichen Wirkens be-
wult férdert.

Die Schwerpunkte der gesamten Gemeindearbeit sollen im
Pastorentrio im Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand
durchdacht und aufgeteilt werden. Der Kirchenvorstand legt
groRRen Wert auf ein einvernehmliches Miteinander zwischen
den Pastoren und Mitarbeitern.

Die erste Pfarrstelle hat eine eigene Predigtstatte (Erldser-
kirche) in Henstedt. Zu der Pfarrstelle gehtren ein modernes
Pastorat und ein Gemeindehaus, die in inmittelbarer Nahe
zur Kirche liegen.

Die GroRgemeinde Henstedt-Ulzburg, 19 km nérdlich von
Hamburg gelegen, zahlt Gber 23.000 Einwohner. Alle Schular-
ten sind am Ort.

Bewerbungen mit ausfilhrlichem, handgeschriebenen Le-
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei-
ses Neumiunster, Am Alten Kirchhof 10, 24534 Neumdunster.

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen.
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Auskunfte erteilen Pastor RuB, Hamburger StraRe 30,
24558 Henstedt-Ulzburg, Tel. 0 41 93/99 75 11/10, Pastor
Siegmund, Schulstrale 1, 24558 Henstedt-Ulzburg, Tel.
04193/99 75 12/13, sowie Propst Jirgensen, Am Alten Kirch-
hof 10, 24534 Neumunster, Tel. 0 43 21/49 81 34.

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes.

Az.: 20 Henstedt-Ulzburg (1)-P 11 /P 3

InderKirchengemeinde Neuengdrs im Kirchenkreis
Segeberg ist die Pfarrstelle vakant und baldmdéglichst mit ei-
ner Pastorin oder einem Pastor oder einem Pastorenehepaar
in einem jeweils eingeschrankten Dienstverhéltnis (50 %) zu
besetzen.

Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes.

Gesucht werden Bewerber oder Bewerberinnen, die bereit
sind, in einer weitlaufigen landlichen Gemeinde den pastora-
len Dienst intensiv zu versehen, in der Gemeinde kontaktfreu-
dig und aufgeschlossen den Menschen nahe zu sein und die
bisherige Kinder-, Jugend- und Seniorenarbeit fortzusetzen.
Zugewandtheit und Erfahrenheit werden begrift.

Die Kirchengemeinde Neuengdrs umfalit 11 Dérfer (rund
2000 Gemeindeglieder). Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sind teilzeitbeschéftigt. Ehrenamtlich sind Gemeindeglieder
in der Alten- und Jugendarbeit tatig. Eine Pfarramtssekretarin
ist mit 14 Stunden beschaftigt.

Die Osterkirche in Neuengors ist 1955 erbaut, das Pastorat
neben der Kirche 1957, ihm angegliedert ein Gemeindehaus
von 1982. Eine Grundschule ist am Ort; alle weiteren Schulen
sind in der 8 km entfernten Kreisstadt Bad Segeberg gut er-
reichbar.

Bewerbungen mit ausfuhrlichem, handgeschriebenen Le-
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei-
ses Segeberg, Kirchplatz 1, 23795 Bad Segeberg.

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen.
Auskinfte erteilen Pastor Michael Thermann, Tel. 04550/3 85,
der stellvertretende Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Herr
Burgermeister Manfred Heinrich, Tel. 04550/3 21, sowie
Propst Hans-Peter Martensen, Tel. 04551/95 50 01/2 40.

Ablauf der Bewerbungsfrist: sechs Wochen nach Erschei-
nen dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes.

Az.: 20 Neuengbrs-P1/P3

Stellenausschreibungen

In der Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Johannis zu Ham-
burg-Eppendorf ist zum néchstmdglichen Termin die freie

B-Kirchenmusikerstelle (100 %)
Zu besetzen.

Mittelpunkt allen Gemeindelebens ist die Feier des Gottes-
dienstes. Darum wiuinschen wir uns einen Kirchenmusi-
ker/eine Kirchenmusikerin, der/die bewuflt vom Gottes-
dienst in seiner Fulle lebt und die Liturgie der Kirche liebt.
Allsonntéglich versammelt sich in der St. Johannis-Kirche
eine zahlreiche Gemeinde, um die Evangelische Messe mitih-

rem liturgischen Reichtum zu feiern. Neben dem regelméfi-
gen Wochengottesdienst (Abendmesse am Mittwoch) gibt es
in dieser Gemeinde eine Uberdurchschnittlich hohe Anzahl
von Amtshandlungen, vor allem Taufen und Trauungen (im
Durchschnitt der letzten Jahre jweils 150) sowie einige Trau-
erfeiern in der Kirche (ca. 30 pro Jahr; kein weiterer Friedhofs-
dienst). Wir verstehen die Kirchenmusik als einen wesentli-
chen Teil unserer Gemeindearbeit. Die Gemeinde rdumt der
kirchenmusikalischen Arbeit einen hohen Stellenwert ein.

Der Bewerber/die Bewerberin soll folgende Aufgaben
wahrnehmen:

— musikalische Gestaltung der Gottesdienste
— Orgelspiel bei Amtshandlungen
— Leitung der Kantorei (z.Z. etwa 35 Mitglieder)

— Leitung des , Eppendorfer Kammerorchesters” (etwa 25-30
Streicher)

— Aufbau einer Schola
— Aufbau eines Kinder-/Jugendchores

— Organisation der wdchentlich sonnabens um 18.00 Uhr
stattfindenden St. Johanniskonzerte.

In der schénen, ehemaligen Dorfkirche, einem Fachwerk-
saal mit barocker Ausstattung, steht eine Orgel (111/23), ge-
baut 1972 von der Firma Steinmeyer, 1997 generaltberholt;
ferner gibt es ein Cembalo und einen Flugel. Es besteht ein
selbstdndig arbeitendes Bleckbléserensemble. Ein Teil der
Amtshandlungen wird z.Z. von Aushilfskraften wahrgenom-
men. Der Forderverein fur Kirchenmusik unterstiitzt die kir-
chenmusikalische Arbeit auch finanziell. Ein Computer
(Macintosh Quadra 660, MIDI Interface, Cubase Audio) steht
zur Nutzung bereit.

Die Kirchengemeinde ist bei der Wohnungssuche behilf-
lich. Die Vergutung richtet sich nach dem KAT-NEK.

Bewerbungen mit den Ublichen Unterlagen sind bis zum
15.3.1998 zu richten an den Kirchenvorstand von St. Johannis-
Eppendorf, Ludolfstralle 66, 20249 Hamburg. Fiur Ausktinfte
stehen zur Verfligung Pastor Dr. Jordahn (Tel.: 040/47 26 56)
und Pastor RUR (Tel.: 040/47 87 03) sowie die Kirchenmusik-
beauftragte des Bezirks Alt-Hamburg Nord, KMD Helga
Krogmann (Tel.: 040/523 68 98).

Az.: 30 St. Johannis-Eppendorf-T 11 / T 2

Fur unser Seminar- und Tagungshaus in Elbnédhe im We-
sten Hamburgs suchen wir die

Leiterin oder den Leiter
des Teams Tagungsservice

Arbeitsschwerpunkte sind:

« der aktive Vertrieb unseres Angebotes,

» die Gewinnung von neuen Géasten und Kundengruppen,
« die permanente Verbesserung unseres Tagungsservice,
 die Leitung und Fihrung des neu gebildeten Teams.

Wir wiinschen uns eine Kollegin oder einen Kollegen

* mdoglichst mit abgeschlossenener Ausbildung im Hotel-
fach, der Tagungswirtschaft oder einer vergleichbaren Be-
rufserfahrung,

e mit der Fahigkeit, Menschen fur eine Uberzeugende
Dienstleistung zu gewinnen, und mit unseren gegenwarti-
gen und kunftigen Gasten freundlich, verbindlich und
kompetent umzugehen,
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« mit der Befahigung, zielorientiert und motivierend zu fuh-
ren,

« mit Organisationstalent sowie selbstdandigem und wirt-
schaftlichem Denken und Handeln,

« mit Freude, Phantasie, Engagement und Flexibilitat,
* mit grindlichen und vielseitigen PC-Kenntnissen,

* mit der Bereitschaft, sich in die Ablaufe unseres ganzjahrig
gedffneten Hauses einzuarbeiten.

Die Vergutung erfolgt nach dem Kirchlichen Angestellten-
tarifvertrag (KAT Ivb/1Va).

Wenn Sie sich naher informieren méchten, rufen Sie bitte
unter 040 — 81 90 21 40 Herrn Genkel-Flamm an.

lhre schriftliche Bewerbung erwarten wir an das Evange-
lische Zentrum Rissen, Iserbarg 1, 22559 Hamburg, z. Hd.
Herrn Genkel-Flamm.

Az. 30 KKV Ev. Zentrum Rissen - D 11

Personalnachrichten

Ordiniert:
Am 7.12.1997 der Vikar Stefan Deutschmann.
Am 7.12.1997 der Vikar Martin Hoerschelmann.
Am 14.12.1997 der Vikar Richard Holck.
Am 7.12.1997 die Vikarin Simone Liepolt.

Am 7. Dezember 1997 die Vikarin AlexandraMattern-Rog-
gelin, geb. Mattern.

Am 14. Dezember 1997 der Vikar Frank Muchlinsky.
Am 21. Dezember 1997 der Theologe Christian Raap.
Am 14.12.1997 der Vikar Robert Zeidler.

Ernannt:

Mit Wirkung vom 16.12.1997 der Pastor z.A Matthias
Kramer, z.Z. auf LangeneB, bei gleichzeitiger Begrin-
dung eines Dienstverhéltnisses als Pastor auf Lebenszeit
zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Langenef3-Nordmarsch,
Kirchenkreis Husum-Bredstedt.

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1997 der Pastor z.A. Frank
Menke, z.Z. in Hamdorf, bei gleichzeitiger Begriindung
eines Dienstverhaltnisses als Pastor auf Lebenszeit zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 2. Pfarr-
stelle der Kirchengemeinde Hamdorf, Kirchenkreis
Rendsburg.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 die Pastorin z.A. Anja Nickel-
sen-Reimers, z.Z. in Enge-Sande, bei gleichzeitiger
Begriindung eines Dienstverhéltnisses als Pastorin auf
Lebenszeit (eingeschrénktes Dienstverhaltnis —50 % -) zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Pastorin der 1. Pfarr-
stelle der Kirchengemeinden Enge und Stedesand, Kir-
chenkreis Sudtondern.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 die Pastorin z.A. Susanne Reich,
z.Z. in Lutjensee, bei gleichzeitiger Begrundung eines
Dienstverhaltnisses als Pastorin auf Lebenszeit (einge-
schranktes Dienstverhaltnis — 50 % —) zur Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche zur Pastorin der 2. Pfarrstelle der
Kirchengemeinde Lutjensee, Kirchenkreis Stormarn — Be-
zirk Ahrensburg —.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 der Pastor z.A. Thomas Rei-
mers, z.Z. in Enge-Sande, bei gleichzeitiger Begriindung
eines Dienstverhaltnisses als Pastor auf Lebenszeit (einge-
schranktes Dienstverhaltnis — 50 % —) zur Nordelbischen

Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 2. Pfarrstelle der Kirchen-
gemeinden Enge und Stedesand, Kirchenkreis Sidtondern

Bestatigt:

Mit Wirkung vom 16. Dezember 1997 die Wahl des Pastors
Peter Hahn, zuletzt Pastor der Evangelischen Kirche in
Berlin-Brandenburg, bei gleichzeitiger Begriindung eines
Dienstverhaltnisses als Pastor auf Lebenszeit zur Nordel-
bischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 1. Pfarrstelle der
Kirchengemeinde Schnelsen, Kirchenkreis Niendorf.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 die Wahl des Pastors z.A.
Friedemann Magaard, z.Z. in Lunden, bei gleichzeitiger
Begriindung eines Dienstverhaltnisses als Pastor auf
Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum
Pastor der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Lunden,
Kirchenkreis Norderdithmarschen.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 die Wahl der Pastorin z.A.
Gabriele Schinkel, z.Z. in Hamdorf, bei gleichzeitiger
Begriindung eines Dienstverhaltnisses als Pastorin auf
Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Pasto-
rin der 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Hamdorf,
Kirchenkreis Rendsburg.

Berufen:

Mit Wirkung vom 1.2.1998 auf die Dauer von 5 Jahren der
Pastor Bernd Eichhorn, bisher in Hamburg, in die
Pfarrstelle des Fllichtlingsbeauftragten der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche.

Eingefuhrt:

Am 9.11.1997 der Pastor Martin Bitta-Schafer, geb. Bitta,
als Pastor in die 1. Pfarrstelle der Thomas-Kirchengemein-
de Kiel-Mettenhof, Kirchenkreis Kiel.

Am 21.9.1997 die Pastorin Hildegard Emmermann als
Pastorin in die Pfarrstelle der St. Nikolai-Kirchengemeinde
Hamburg-Moorfleet, Kirchenkreis Alt-Hamburg — Bezirk
Bergedorf.

Am 7.11.1997 der Pastor Klaus Eulenberger als Pastor in
das Amt eines Mentors fur die Ausbildung von Kandida-
tinnen und Kandidaten des Predigtamts — Region Ham-
burg-West.
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Am 21.11.1997 die Pastorin Anke Hasselmann als Pastorin
in das Amt einer Referentin der Kirchenleitung.

Am 30.11.1997 der Pastor Ulrich Kaufmann als Pastor in die
1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Krummesse, Kirchen-
kreis Herzogtum Lauenburg.

Am 15.11.1997 die Pastorin Anne Reichmann als Pastorin
in das Amt einer theologischen Referentin des Nordelbi-
schen Frauenwerks.

Am 16.11.1997 die Pastorin Uta Simonsen-Engel als
Pastorin in die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Langen-
felde, Kirchenkreis Niendorf.

Am 7.11.1997 die Pastorin Dr. Ulrike Wagner-Rau als
Pastorin in das Amt einer Studienleiterin im Prediger- und
Studienseminar Preetz.

Verlangert:

Die Beurlaubung des Pastors Wolf-Matthias Gallien, geb.
Stohr, Uber den 31.1.1998 hinaus, und zwar ab dem
1.2.1998 bis einschlieflich 31.12.2000 zur Wahrnehmung
der Tatigkeit eines Geschaftsfiihrers bei NETZ e.V. in
Wetzlar.

Die Beurlaubung des Pastors Rainer Haak fur eine freiberuf-
liche (schriftstellerische) Tatigkeit Uber den 31.8.1998
hinaus bis einschlieflich 31.5.2009.

Die Amtszeit der Pastorin Dr. Gabriele Lademann-Prie-
mer als Inhaberin der Pfarrstelle der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche fir Sekten- und Weltanschauungsfragen
um 4 Jahre Gber den 31.10.1998 hinaus.

Die Amtszeit des Propstes Jorgen Sontag im Amt des
Propstes des Kirchenkreises Plon mit dem Dienstsitz in
Preetz aufgrund seiner von der Kirchenkreissynode des
Kirchenkreises Plon am 23.9.1997 erfolgten Wiederwahl
um 3 Jahre tber den 30.11.1997 hinaus bis einschlieBlich
30.11.2000.

Die Beurlaubung der Pastorin Heike Spiegelberg-Funke,
geb. Spiegelberg, fiir eine im Auftrag von Dienste in
Ubersee wahrzunehmende pastorale Tétigkeit in der
Methodistischen Kirche im Sudlichen Afrika um 2 Jahre
Uber den 31.3.1998 hinaus.

Die Amtszeit des Pastors Helmut Heinrich Stoll als Inhaber
der Pfarrstelle des Kirchenkreises Eckernforde fir Religi-
onsgesprache in der Berufsschule des Kreises Rendsburg-
Eckernforde in Eckernférde um funf Jahre Uber den
28.1.1998 hinaus.

Beauftragt:

Mit Wirkung vom 1.6.1998 der Pastor z.A. Andreas Crystall
unter Begriindung eines Dienstverhaltnisses auf Probe zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Dienstleistung in
der Kirchengemeinde Sterup, Kirchenkreis Angeln.

Mit Wirkung vom 1.1.1998 der Pastor (Pastor im Probedienst)
Stefan Deutschmann unter Begriindung eines einge-
schréankten (50 %) privatrechtlichen Dientsverhaltnisses
(Angestelltenverhaltnis) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kir-
che mit der Dienstleistung in der St. Katharinen-Kirchen-
gemeinde zu Probsteierhagen, Kirchenkreis Plon.

Mit Wirkung vom 1.5.1998 der Pastor z.A. Martin Hoer-
schelmann unter Begrindung eines Dienstverhaltnis-
ses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der
Verwaltung der 4. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Neu-
stadt in Holstein, Kirchenkreis Oldenburg.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 der Pastor z.A. Richard Hdlck
unter Begriindung eines Dienstverhaltnisses auf Probe zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der
3. Pfarrstelle der Christus-Kirchengemeinde Wandsbek,
Kirchenkreis Stormarn — Bezirk Wandsbek-Rahlstedt —.

Mit Wirkung vom 1.12.1997 die Pastorin z.A. Simone Liepolt
unter Begriindung eines Dienstverhaltnisses auf Probe zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der
1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Scharbeutz, Kirchen-
kreis Eutin.

Mit Wirkung vom 1.1.1998 der Pastor z.A. Niels-Peter
Mahler unter Begriindung eines Dienstverhaltnisses auf
Probe (eingeschranktes Dienstverhéltnis — 50 % -) zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der
2. Pfarrstelle der Martins-Kirchengemeinde Kiel-Wik, Kir-
chenkreis Kiel.

Mit Wirkung vom 1. Februar 1998 die Pastorin z.A. Alexandra
Mattern-Roggelin, geb. Mattern, unter Begriindung
eines Dienstverhaltnisses auf Probe (eingeschranktes
Dienstverhaltnis — 50 % -) zur Nordelbischen Ev.-Luth.
Kirche mit der Verwaltung der 2. Pfarrstelle der Kirchen-
gemeinde MolIn, Kirchenkreis Herzogtum Lauenburg
(gemeinsame Pfarrstellenverwaltung mit dem Ehemann).

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1997 der Pastor (Pastor im
Probedienst) Frank Muchlinsky unter Begriindung
eines eingeschrénkten (50 %) privatrechtlichen Dienstver-
héltnisses (Angestelltenverhaltnis) zur Nordelbischen Ev.-
Luth. Kirche mit der Dienstleistung beim Kirchenkreisver-
band Evangelisches Zentrum Rissen.

Mit Wirkung vom 1.1.1998 die Pastorin z.A. Ulrike Mur-
mann-Knuth, geb. Murmann, unter Begrindung eines
Dienstverhéltnisses auf Probe (eingeschranktes Dienstver-
haltnis — 50 % —) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit
der Verwaltung der 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde
St. Johannis-Harvestehude, Kirchenkreis Alt-Hamburg
— Bezirk Mitte -

Mit Wirkung vom 1. Mé&rz 1998 der Pastor z.A. Christian
Raap unter Begriindung eines Dienstverhaltnisses auf
Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal-
tung der Pfarrstelle der Kirchengemeinde Schobull, Kir-
chenkreis Husum-Bredstedt.

Mit Wirkung vom 1.1.1998 der Pastor z.A. Robert Zeidler
unter Begriindung eines Dienstverhaltnisses auf Probe zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der
Pfarrstelle des Kirchenkreises Blankenese flr Jugendar-
beit.

Eingestellt:

Vom Bundesministerium der Verteidigung mit Wirkung vom
1.1.1998 der Pastor z.A. Dr. Dirck Ackermann als
Evangelischer Standortpfarrer Kiel (Erprobungszeit im
Angestelltenverhdaltnis des Bundes).

Freigestellt:

Mit Wirkung vom 1.1.1998 der Pastor z.A. Dr. Dirck
Ackermann, z.Z. in Kiel-Wik, fur den hauptamtlichen
Dienst in der Militérseelsorge als Evangelischer Standort-
pfarrer Kiel (Erprobungszeit im Angestelltenverhéltnis
des Bundes).

Ubertragen:

Mit Wirkung vom 1.1.1998 auf die Dauer von 10 Jahren dem
Pastor Peter Godzik, bisher in Schleswig, aufgrund
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seiner von der Kirchenkreissynode am 22.9.1997 erfolgten
Wahl das Amt des Propstes des Kirchenkreises Herzog-
tum Lauenburg mit dem Dienstsitz in Ratzeburg und
gleichzeitig als Pastor im Verbund mit dem Propstamt die
1. Pfarrstelle der St. Petri-Kirchengemeinde in Ratzeburg.

Mit Wirkung vom 1.2.1998 auf die Dauer von 10 Jahren dem
Pastor Kai Reimer, bisher in Flensburg, aufgrund seiner
von der Kirchenkreissynode am 10.9.1997 erfolgten Wahl
das Amt des Propstes des Kirchenkreises Rendsburg mit
dem Dienstsitz in Rendsburg und gleichzeitig als Pastor
im Verbund mit dem Propstamt die 1. Pfarrstelle der
Kirchengemeinde Rendsburg — St. Marien.

Versetzt:

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1997 der Militarpfarrer
Wolfgang Speck von Appen nach Hamburg als Evange-
lischer Standortpfarrer Hamburg Il.

Entlassen:

Mit Wirkung vom 1. Januar 1998 der Pastor z.A. Detlef
Dreessen in Henstedt-Rhen nach den Bestimmungen
des § 18 Abs. 3 und § 21 des Pfarrergesetzes der VELKD

vom 17.10.1995 aus dem Dienst der Nordelbischen Ev.-
Luth. Kirche.

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1997 die Pastorin z.A. Gabriele
Mayer, geb. Flachsmeier, z.Z. in Hamburg-Neu-Allermo-
he, auf ihren Antrag nach den Bestimmungen der 88§ 112
und 114 Abs. 2 des Pfarrergesetzes der VELKD vom
17.10.1995 aus dem Dienst der Nordelbischen Ev.-Luth.
Kirche.

Mit Wirkung vom 1. Februar 1998 die Pastorin z.A. Brigitte
Scheel, geb. Bade, z.Z. in Bad Oldesloe, auf ihren Antrag
nach den Bestimmungen der 8§ 112 und 114 Abs. 2 des
Pfarrergesetzes der VELKD vom 17.10.1995 aus dem
Dienst der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche.

Mit Wirkung vom 1. April 1998 die Pastorin z.A. Cordula
Sorgenfrei, z.Z. in Hamburg-Meiendorf, auf ihren
Antrag nach den Bestimmungen der §8 112 und 114 Abs. 2
des Pfarrergesetzes der VELKD vom 17.10.1995 aus dem
Dienst der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche.

In den Ruhestand versetzt:

Mit Wirkung vom 1. Juni 1998 der Pastor Peter Holborn in
Rendsburg.

ordiniert.

Ottensen.

Hammer.

schauen.

.'.

Pastor i.R.

Friedrich Hammer

geboren am 28. April 1908 in Hamburg
gestorben am 10. November 1997 in Hamburg

Der Verstorbene wurde am 11.12.1932 in Hamburg

AnschlieBend war er Hilfsprediger in Hamburg-
St. Michaelis, Hamburg-St. Pauli und Hamburg
Kirchwerder. Ab 1934 war er Pastor fur Seelsorge in
der Justizvollzugsanstalt Fuhlsbittel. Von 1938 an bis
zu seinem Eintrittin den Ruhestand zum 1.5.1976 war
er Pastor der Christians-Kirchengemeinde Hamburg-

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor

Jesus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit
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Pastor i.R.

Friedrich Hartmann

geboren am 1. Juni 1932 in Emden
gestorben am 17. November 1997 in Rendsburg

Der Verstorbene wurde am 23.10.1966 in Schleswig
ordiniert.

AnschlieBend war er Hilfsgeistlicher und ab 1967
Pastor in Erfde. Ab 1977 war er Pastor in Altenholz.
Von 1986 an bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand
zum 1.6.1996 war er Pastor der Kirchengemeinde
Bovenau.

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor
Hartmann.

Jesus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit
schauen.

1.

Pastor i.R.

Dietrich Uter

geboren am 9. Marz 1924 in Lubeck
gestorben am 25. Oktober 1997 in Lankau

Der Verstorbene wurde am 5.6.1955 in Libeck
ordiniert.

AnschlieBend war er Hilfsgeistlicher in Nusse. Von
1956 an bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand zum
1.8.1982 war er Pastor der Kirchengemeinde Nusse-
Behlendorf.

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Pastor Uter.

Jesus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit
schauen.




Seite 30 GVOBL. 1998 Nr.1




GVOBL. 1998

Seite 31




Seite 32 GVOBL. 1998 Nr.1

Herausgeber und Verlag: Nordelbisches Kirchenamt,

Postfach 3449, 24033 Kiel, Danische Strafie 21 /35, 24103 Kiel.
Fortlaufender Bezug und Nachbestellungen beim
Nordelbischen Kirchenamt.

Bezugspreis 30,—- DM jéhrlich zuziiglich 5,- DM Zustellgebiihr. -
Druck: Schmidt & Klaunig, Postfach 3925, 24038 Kiel.

Nordelbisches Kirchenamt
Postfach 3449 - 24033 Kiel
Postvertriebsstiick - C 4193 B - Entgelt bezahlt




	I. Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen
	Rechtsverordnung
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
zur Durchführung und Ergänzung des
Kirchengesetzes über den Datenschutz der
Evangelischen Kirche in Deutschland
	Inhaltsübersicht
	1. Allgemeines
	§ 1
Geltungsbereich
	§ 2
Führung der Übersicht nach § 1 Abs. 2 DSG-EKD
	§ 3
Seelsorgedaten
	§ 4
Geheimhaltungsvorschriften
	§ 5
Verpflichtung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
auf das Datengeheimnis
	§ 6
Private Anlagen
	§ 7
Bearbeitung im Auftrag
	§ 8
Datenübermittlung
	§ 9
Auskünfte
	§ 10
Akteneinsicht
	§ 11
Durchführung des Datenschutzes und Aufsicht
	§ 12
Löschung
	§ 13
Der oder die Beauftragte für den Datenschutz
	§ 14
Beanstandungsrecht des oder der Datenschutzbeauftragten
	§ 15
Betriebsbeauftragte für den Datenschutz

	2. Gemeindegliederverzeichnis, Kirchenbuch
	§ 16
Gemeindegliederverzeichnis, Gemeindegliederdaten

	3. Verkündigungsdienste
	§ 17
Theologiestudenten und Theologiestudentinnen, Angehörige
	§ 18
Ehrenamtlich Tätige

	4. Bildungswesen sowie Ausbildung und Fortbildung
	§ 19
Schüler und Schülerinnen sowie deren Sorgeberechtigte
	§ 20
Lehrer und Lehrerinnen
	§ 21
Bildungs-, Ausbildungs- und
Religionspädagogische Einrichtungen
	§ 22
Teilnehmerlisten bei Fortbildung
und Daten in Funktionskarteien
	§ 23
Fachhochschule
	§ 24
Ausbildung des kirchlichen Verwaltungsnachwuchses

	5. Kirchliche Abgaben, Finanzwesen
	§ 25
Steuerdaten
	§ 26
Steuergeheimnis
	§ 27
Kirchenbeiträge
	§ 28
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden
	§ 29
Wohnungsbewerber und Wohnungsbewerberinnen,
Mietbeihilfen
	§ 30
Kirchliche Friedhöfe

	6. Daten von Beschäftigten und
Verzeichnisse über Personen und Dienste
	§ 31
Dienstwohnungsinhaber und Dienstwohnungsinhaberinnen
	§ 32
Darlehen, Gehaltsvorschüsse, Unterstützungen
	§ 33
Personenangaben im Dienstbetrieb
	§ 34
Mitglieder von Gremien und Ausschüssen
	§ 35
Dienstliche Veröffentlichungen, Anschriftenverzeichnisse
	§ 36
Versorgungskassen
	§ 37
Archivwesen

	7. Diakonische Arbeitsbereiche
	§ 38
Sozialgeheimnis
	§ 39
Tageseinrichtungen für Kinder und der Jugendhilfe
	§ 40
Diakoniestationen
	§ 41
Beratungsstellen

	8. Schlußvorschriften
	§ 42
Anlagen
	§ 43
 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4

	II. Bekanntmachungen
	Änderungstarifvertrag Nr. 16
vom 18. August 1997
zum Kirchlichen £Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK)
	Änderungstarifvertrag Nr. 26 vom 18. August 1997 zum Kirchlichen Angestelltentarifvertrag (KAT-NEK)

	Kirchenkreis Alt-Hamburg:
Errichtung des Kirchengemeindeverbandes
,,Ev.-luth. Kirchengemeindeverband Osterbek”
	Satzung
des Ev.-luth. Kirchengemeindeverbandes Osterbek
	§ 1
Grundlage
	§ 2
Aufgaben
	§ 3
Verbandsvertretung
	§ 4
Verbandsausschuß
	§ 5
Finanzierung
	§ 6
Finanzausschuß
	§ 7
Andere Ausschüsse
	§ 8
Satzungsänderungen
	§ 9
Vorzeitige Gemeindezusammenschlüsse
	§ 10
Stellenpläne und – besetzungen
	§ 11
Aufnahme weiterer Mitglieder
	§ 12
Ausscheiden aus dem Verband
	§ 13
Auflösung des Verbandes
	§ 14
Inkrafttreten

	Urkunde
über die Aufhebung
der Ev.-luth. Apostelkirche zu Hamburg,
der Ev.-luth. Gemeinde der Bethlehem-Kirche zu Hamburg,
der Christuskirche Hamburg-Eimsbüttel und
der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Stephanus
sowie Neubildung
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Eimsbüttel
	Urkunde
über die Aufhebung
der Ev.-luth. Dreifaltigkeits-Kirchengemeinde
zu Lübeck-Kücknitz,
der Ev.-luth. St.Johannes-Kirchengemeinde
in Lübeck-Kücknitz
und der Ev.-luth. St. Michaels-Kirchengemeinde
in Lübeck-Siems
sowie Neubildung der
Ev.-luth. Kirchengemeinde Kücknitz
	Urkunde
über die Auflösung
der Ev.-Luth. Vicelin-Kirchengemeinde Hamburg-Sasel
und der Ev.-Luth. Lukaskirchengemeinde Sasel-Süd
sowie Neubildung
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sasel
	Freigabe des EDV-Programms
,,EBS-FINANCIALS”
	Satzung
der Theodor-Gerlach-Stiftung
in der Fassung vom 11. November 1997
	Satzung
Stipendium Harmsianum
in der Fassung vom 11. November 1997
	Pfarrstellenerrichtungen
	Pfarrstellenaufhebungen
	Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels
	Ungültigkeitserklärung eines Siegelstempels
	III. Stellenausschreibungen

	IV. Personalnachrichten
	V. Beilage:


